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Ausgegeben am

20. Jänner 2011

Jahrgang 2011

8. Stück

Der Landtag von Niederösterreich hat in Ausführung des Schul-

organisationsgesetzes, BGBl.Nr. 242/1962, in der Fassung

BGBl. I Nr. 44/2010 am 18. November 2010 beschlossen:

Änderung des NÖ Pflichtschulgesetzes

Artikel I

Das NÖ Pflichtschulgesetz, LGBl. 5000, wird wie folgt geändert:

1. Im § 11a Abs. 1a werden die Wortfolgen “2008/2009 und

2009/2010” und “ein Unterrichtsjahr” durch die Wortfolgen

“2010/2011 und 2011/2012” und “zwei Unterrichtsjahre”

ersetzt.

2. Im § 12 entfällt der Absatz 2.

Die bisherigen Absätze 3 und 4 erhalten die Bezeichnung

Abs. 2 und 3.

3. Im § 12 Abs. 3 (Neu) entfällt die Wortfolge “und 2”.

4. Im § 39 Abs. 6 entfällt der Ausdruck “9”.

5. Im § 42 Abs. 11 wird die Wortfolge “NÖ Gemeindeordnung

1973, LGBl. 1000–4” durch die Wortfolge “NÖ Gemeindeord-

nung 1973, LGBl. 1000,” ersetzt.

6. Im § 42 Abs. 12 wird das Zitat “den §§ 4, 5 oder 6 des Gesetzes

über die Bezüge der Mitglieder des Gemeinderates und der

Ortsvorsteher, LGBl. 1005” ersetzt durch das Zitat “§ 14 Abs. 1,

2 oder 3 Z. 2 oder § 15 Abs. 1 oder 3 Z. 1 bis 4 des NÖ Landes-

und Gemeindebezügegesetzes 1997, LGBl. 0032”.

7. Im § 43 Abs. 1 und 4 wird jeweils die Wortfolge “NÖ Gemeinde-

ordnung” durch die Wortfolge “NÖ Gemeindeordnung 1973,

LGBl. 1000,” ersetzt.

8. Im § 46 Abs. 4 lautet es anstelle der letzten drei Sätze: 0a
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Artikel II

Artikel I Z. 1 tritt am 1. September 2010 in Kraft.

Der Präsident:

Penz

Der Landeshauptmann:

Pröll

Der Landesrat:

Heuras

0a
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I. Hauptstück

Gemeinsame Bestimmungen

§ 1

Anwendungsbereich

Dieses Gesetz findet auf die allgemeinbildenden öffentlichen

Pflichtschulen (Volks-, Haupt- und Sonderschulen und Polytech-

nischen Schulen) und die berufsbildenden öffentlichen Pflicht-

schulen (Berufsschulen) sowie auf öffentliche Schülerheime

Anwendung. Ausgenommen vom Geltungsbereich dieses Geset-

zes sind die land- und forstwirtschaftlichen Berufsschulen, die

Bundesberufsschule für Uhrmacher in Karlstein, öffentliche

Praxisschulen und öffentliche Übungsschülerheime, die einer

öffentlichen Schule zum Zwecke lehrplanmäßig vorgesehener

Übungen eingegliedert sind, sowie öffentliche Schülerheime, die

ausschließlich oder vorwiegend für Schüler solcher Schulen

bestimmt sind.

§ 2

Begriffe

(1) Öffentliche Pflichtschulen im Sinne dieses Gesetzes sind die

vom gesetzlichen Schulerhalter errichteten und erhaltenen

Volks-, Haupt- und Sonderschulen, Polytechnischen Schulen

sowie Berufsschulen; öffentliche Schülerheime im Sinne dieses

Gesetzes sind die vom gesetzlichen Heimerhalter errichteten und

erhaltenen Schülerheime, die ausschließlich oder vorwiegend für

Schüler von Pflichtschulen bestimmt sind.

(1a) Eine Bildungsregion umfasst das Gebiet mehrerer politischer

Bezirke und dient der überregionalen Sicherung und dem Ausbau

der Bildungsangebote.

(2) Unter Errichtung einer Schule oder eines Schülerheimes ist

ihre Gründung und die Bestimmung des Standortes zu verstehen.

(3) Die Sitzgemeinde ist jene Gemeinde, in deren Gebiet die

Schule oder das Schülerheim ihren Standort hat.

(4) Unter Erhaltung einer öffentlichen Pflichtschule ist zu ver-

stehen:

1. die Bereitstellung und Instandhaltung des Schulgebäu-

des und der übrigen Schulliegenschaften sowie deren

Reinigung, Beleuchtung und Beheizung,

2. die Anschaffung und Instandhaltung der Einrichtung und

der Lehrmittel,

3. die Deckung des sonstigen Sachaufwandes,

4. die Beistellung des zur Betreuung des Schulgebäudes

erforderlichen Hilfspersonals, 1c
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5. die Beistellung des Hilfspersonals für Kinder mit sonder-

pädagogischem Förderbedarf,

6. an ganztägigen Schulformen (Schulen mit Tagesbetreu-

ung) die Vorsorge für die Verpflegung der Schüler und für

die Beistellung der für die Tagesbetreuung (ausge-

nommen die Lernzeiten) erforderlichen Lehrer und

Erzieher oder fachlich geeigneten Personen,

7. die Vorsorge für die Beistellung von Schulärzten.

(5) Unter Erhaltung eines öffentlichen Schülerheimes ist zu ver-

stehen:

1. die Bereitstellung und Instandhaltung des Heim-

gebäudes und der übrigen Heimliegenschaften sowie

deren Reinigung, Beleuchtung und Beheizung;

2. die Deckung des sonstigen Sachaufwandes,

3. die Beistellung der erforderlichen Erzieher und des zur

Betreuung des Heimgebäudes und der übrigen Heim-

liegenschaften erforderlichen Personals; Beistellung

bedeutet, dafür Sorge zu tragen, dass das erforderliche

Personal zur Verfügung steht und die Kosten dieses Per-

sonals vom gesetzlichen Heimerhalter getragen werden.

(6) Die Auflassung einer Schule oder eines Schülerheimes ist die

Aufhebung der Errichtung.

(7) Die Stillegung einer Schule ist die vorläufige Einstellung der

Unterrichtstätigkeit ohne Auflassung der Schule.

(8) Gesetzliche Schulerhalter oder gesetzliche Schülerheim-

erhalter sind das Land, die Gemeinden oder die Schulgemeinden,

denen die Errichtung, Erhaltung und Auflassung einer Schule

oder eines Schülerheimes obliegt.

(9) Der Schulsprengel ist das für den Besuch der Schule festge-

setzte Einzugsgebiet.

(10) Die Schulgemeinde ist ein Gemeindeverband, der alle

Gemeinden umfaßt, die ganz oder teilweise zum Schulsprengel

gehören.

(11) Beteiligte Gemeinde ist jene Gemeinde, die zur Schulgemeinde

gehört oder in sonstiger Weise an einer Schule beteiligt ist.

(12) Zumutbar ist der Schulweg, wenn er von den Schülern ohne

körperliche Überforderung und ohne Gefährdung ihrer Leistungs-

fähigkeit in der Schule zurückgelegt werden kann. Jedenfalls ist

der Schulweg zumutbar, wenn bei Benützung eines Verkehrsmit-

tels des Linien- oder Gelegenheitsverkehrs Schüler der ersten bis1c
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vierten Schulstufe nicht länger als eine halbe Stunde und Schüler

ab der fünften Schulstufe nicht länger als eine Stunde benötigen,

um die Schule zu erreichen. Der Schulweg ist auch zumutbar,

wenn Verkehrsmittel des Linien- oder Gelegenheitsverkehrs nicht

oder nicht für den ganzen Schulweg zur Verfügung stehen und

dieser möglichst innerhalb einer Stunde zurückgelegt werden

kann.

(13) Personenbezogene Bezeichnungen in diesem Landesgesetz

sowie in den aufgrund dieses Landesgesetzes erlassenen Ver-

ordnungen, wie z.B. “Schüler”, “Lehrer”, umfassen Knaben und

Mädchen bzw. Männer und Frauen gleichermaßen, außer es ist

ausdrücklich anders bestimmt.

§ 3

Gesetzlicher Schulerhalter

(1) Gesetzliche Schulerhalter sind:

1. das Land für Sonderschulen und selbständige Polytechni-

sche Schulen, sofern sich deren Schulsprengel auf das

Land erstreckt, sowie für Berufsschulen;

2. die Schulgemeinden, falls solche gebildet werden, und zwar

für die Volksschulen die Volksschulgemeinden, für die

Hauptschulen die Hauptschulgemeinden und für die Son-

derschulen die Sonderschulgemeinden; diese Schulge-

meinden sind auch Schulerhalter der ihren Schulen

angeschlossenen Polytechnischen Schulen und Sonder-

schulklassen; für selbständige Polytechnische Schulen die

Schulgemeinden der Polytechnischen Schule;

3. die Sitzgemeinden, wenn der Schulsprengel nicht über ihr

Gebiet hinausreicht oder keine Schulgemeinde gebildet

wurde; diese Gemeinden sind auch Schulerhalter der ihren

Schulen angeschlossenen Polytechnischen Schulen und

Sonderschulklassen.

(2) Der Schulerhalter der Volksschule ist auch Schulerhalter der

am Standort geführten Vorschulklasse. Der Schulerhalter der

Hauptschule ist auch Schulerhalter der am Standort geführten

Hauptschule unter besonderer Berücksichtigung der musischen

oder der sportlichen Ausbildung.

(3) Der gesetzliche Schulerhalter hat für die Kosten der Errich-

tung, Erhaltung und Auflassung der Schulen aufzukommen und

für ihre ordnungsgemäße Unterbringung Sorge zu tragen, sowie

das Schulvermögen zu verwalten. Er hat jene Lehrmittel

beizustellen, die nach dem Lehrplan für die betreffende Schulart

erforderlich sind. 1d
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(4) Die Beistellung der erforderlichen Lehrer obliegt für den

Freizeitbereich der Tagesbetreuung an ganztägigen Schulformen

dem Schulerhalter, sonst dem Land.

§ 3a

Bezeichnung von Schulen

Schulen haben die jeweilige gesetzlich geregelte schulart-

spezifische Bezeichnung zu führen. Der gesetzliche Schulerhalter

kann nach Anhörung des Schulforums bzw. des Schulgemein-

schaftsausschusses und des Bezirksschulrates insbesondere

eigennamenähnliche Bezeichnungen oder solche, die auf eine

schulautonome Schwerpunktsetzung hinweisen, verwenden. Die

Verwendung oder die Änderung einer Bezeichnung sind der

Landesregierung anzuzeigen. Die Landesregierung kann die Ver-

wendung oder die Änderung der Bezeichnung binnen 6 Wochen

nach Einlangen der Anzeige untersagen, wenn diese gegen den

öffentlichen Anstand oder gegen gesetzliche Bestimmungen ver-

stößt.

§ 4

Errichtung

(1) Die Errichtung einer Pflichtschule sowie die Bestimmung einer

allgemeinbildenden Pflichtschule als ganztägige Schulform oblie-

gen dem gesetzlichen Schulerhalter.

(2) Für die Errichtung einer allgemeinbildenden Pflichtschule ist

die Bewilligung der Landesregierung erforderlich. Vor Erteilung

der Bewilligung ist der Landesschulrat (Kollegium) anzuhören.

Die Bewilligung ist zu versagen, wenn die Voraussetzungen

gemäß §§ 17, 23, 29 oder 35 nicht gegeben sind oder bereits

errichtete Schulen derselben Art in ihrem Bestand oder ihrer

Organisationsform gefährdet sind.

(3) Für die Errichtung, Standortverlegung oder Änderung der

Bezeichnung einer berufsbildenden Pflichtschule ist die

Bewilligung der Landesregierung erforderlich. Vor Erteilung der

Bewilligung sind der Landesschulrat (Kollegium), die Wirtschafts-

kammer, die Kammer für Arbeiter und Angestellte sowie der

GewerblicheBerufsschulrat anzuhören. Die Bewilligung ist zu ver-

sagen, wenn die Voraussetzungen gemäß § 58 nicht gegeben

sind oder bereits errichtete Schulen derselben Art in ihrem

Bestand oder ihrer Organisationsform gefährdet sind.

(4) Die Bestimmung einer Pflichtschule als ganztägige Schulform

erfolgt auf Antrag eines Schulerhalters oder mehrerer Schulerhal-

ter und bedarf der Bewilligung der Landesregierung nach

Anhörung des Landesschulrates (Kollegium) und des Bezirks-

schulrates (Kollegium). Im Verfahren sind die betroffenen1d
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Erziehungsberechtigten und Lehrer zu hören. Der Antrag ist beim

Landesschulrat bis 31. März für das kommende Schuljahr einzu-

bringen.

(5) Errichtet das Land als gesetzlicher Schulerhalter eine allge-

meinbildende oder berufsbildende Pflichtschule, ist keine Bewilli-

gung der Landesregierung erforderlich. Vor der Errichtung sind

jedoch der Landesschulrat (Kollegium), bei berufsbildenden

Pflichtschulen auch die Wirtschaftskammer, die Kammer für

Arbeiter und Angestellte sowie der Gewerbliche Berufsschulrat

anzuhören.

§ 5

Erhaltung

(1) Gehören mehrere Gemeinden zu einem Schulsprengel oder

zu einer Schulgemeinde oder sind sie in sonstiger Weise an einer

Schule beteiligt, so haben sie Schulerhaltungsbeiträge oder

Schulumlagen (§§ 46 bis 53 und 65) an den gesetzlichen Schuler-

halter zu leisten.

(2) Im Falle des § 8 Abs. 7 ist die Aufteilung des Schulaufwandes

durch Vereinbarung mit den beteiligten Landesregierungen zu

treffen.

§ 6

Stillegung, Auflassung und Aufhebung

(1) Eine allgemeinbildende Pflichtschule kann stillgelegt werden,

wenn:

1. die voraussichtliche durchschnittliche Schülerzahl in den

kommenden drei Schuljahren gegenüber der durchschnitt-

lichen Schülerzahl in den letzten drei Schuljahren so

absinkt, dass die Beistellung der erforderlichen Lehrer nicht

mehr gerechtfertigt ist;

2. dadurch bei Volksschulen eine Verbesserung der Organisa-

tionsform erreicht werden kann oder

3. die Verpflichtung nach § 3 Abs. 3 nicht erfüllt werdenkann.

(2) Eine Stillegung ist ferner nur zulässig, wenn die Unterbringung

der Schüler in anderen Schulen möglich ist und ihnen der Schul-

weg zugemutet werden kann.

(3) Die Stillegung einer Schule ist von der Landesregierung nach

Anhörung des Landesschulrates (Kollegium), des Bezirksschul-

rates (Kollegium) und des gesetzlichen Schulerhalters durch

Verordnung zu verfügen.

(3a) Baulichkeiten und Liegenschaften stillgelegter Schulen, die

für Schulzwecke gewidmet sind, können einer Verwendung für

andere Zwecke zugeführt werden, wenn nach Ende der Stillegung

die Verwendung für Schulzweckewiederhergestellt werden kann. 2
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(4) Die Landesregierung hat über Antrag des gesetzlichen Schul-

erhalters die Auflassung einer Pflichtschule zu bewilligen. Die

Bewilligung ist zu versagen, wenn dadurch für die betroffenen

Schüler der Schulweg nicht mehr zumutbar ist. Vor Erteilung der

Bewilligung ist bei einer allgemeinbildendenPflichtschule der Lan-

desschulrat (Kollegium), bei einer berufsbildenden Pflichtschule

sind auch die Wirtschaftskammer, die Kammer für Arbeiter und

Angestellte sowie der Gewerbliche Berufsschulrat anzuhören.

(5) Die Landesregierung hat über Antrag des gesetzlichen Schul-

erhalters die Aufhebung der Bestimmung als ganztägige Schul-

form zu bewilligen. Vor Erteilung der Bewilligung sind der

Landesschulrat (Kollegium), der Bezirksschulrat (Kollegium) und

die betroffenen Erziehungsberechtigten und Lehrer zu hören.

(6) Ist eine der Voraussetzungen für die Errichtung einer allge-

meinbildenden Pflichtschule (§ 17, § 23, § 29 und § 35) oder einer

berufsbildenden Pflichtschule (§ 58) weggefallen, kann die

Landesregierung nach Anhörung des Landesschulrates (Kolle-

gium), bei einer berufsbildenden Pflichtschule auch nach Anhö-

rung der Wirtschaftskammer, der Kammer für Arbeiter und

Angestellte sowie des Gewerblichen Berufsschulrates die Auflas-

sung der Schule von amtswegen anordnen.

§ 7

Schutz des Lebens und der Gesundheit der Landeslehrer

Das NÖ Landesbediensteten-Schutzgesetz – LSG, LGBl. 2015,

ist sinngemäß mit der Maßgabe anzuwenden,dass als Dienststel-

len die Pflichtschulen und als Bedienstete die in einem öffent-

lich-rechtlichen oder durch Vertrag begründeten Dienstverhältnis

zum Land Niederösterreich stehenden Lehrer für Pflichtschulen

anzusehen und Vorkehrungen im Rahmen der Schulerhaltung

vom gesetzlichen Schulerhalter zu treffen sind. Die im § 18 LSG

vorgesehene Überprüfung obliegt dem Bürgermeister bzw. dem

Verbandsobmann.

§ 8

Bildungsregion und Schulsprengel

(1) Niederösterreich ist in Bildungsregionen zu teilen. Für alle

Schulen sind Schulsprengel festzusetzen, wobei diese lückenlos

grundsätzlich innerhalb der Bildungsregionen aneinander anzu-

grenzen haben. Für die Volksschulen, die Hauptschulen, die Poly-

technischen Schulen sowie für die Berufsschulen sind jeweils

Pflichtsprengel zu bilden. Für die Sonderschulen kann der Schul-

sprengel in einen Pflicht- und einen Berechtigungssprengel geteilt

werden. Für die Hauptschulen und Hauptschulklassen mit beson-

derer Berücksichtigung der musischen oder sportlichen Ausbil-

dung können eigene Berechtigungssprengel festgesetzt werden.

(2) Bestehen in einer Gemeinde oder im Gebiet einer Schul-

gemeinde mehrere Schulen derselben Schulart, so kann für2

5
0
0
0
–
2
1



mehrere oder alle Schulen derselben Schulart mit Zustimmung

des gesetzlichen Schulerhalters ein gemeinsamer Schulsprengel

festgesetzt werden; welche dieser Schulen ein sprengelangehöri-

ger Schüler zu besuchen hat, entscheidet der gesetzliche Schul-

erhalter vor der Aufnahme des Schülers.

(3) Der Schulsprengel besteht aus

1. einer oder mehreren Gemeinden und, soweit dies zur

Erleichterung des Schulbesuches zweckmäßig

erscheint, aus

2. einer oder mehreren Gemeinden sowie Gebietsteilen

von Gemeinden oder

3. Gebietsteilen mehrerer Gemeinden.

(4) Unter Pflichtsprengel ist jenes Gebiet zu verstehen, in dem die

dort wohnenden Schulpflichtigen, wenn sie der Erfüllung ihrer

Schulpflicht nicht anderweitig nachkommen, verpflichtet sind, die

betreffende Schule zu besuchen. Unter Berechtigungssprengel

ist jenes Gebiet zu verstehen, in dem die dort wohnenden Schul-

pflichtigen, soweit sie die Voraussetzungen für den Besuch der

betreffenden Schule erfüllen, berechtigt sind, die Schule zu besu-

chen.

(5) Die Festsetzung (Bildung, Änderung, Aufhebung) der Schul-

sprengel für allgemeinbildende Pflichtschulen erfolgt durch die

Landesregierung entweder von amtswegen oder über Antrag des

Schulerhalters, einer beteiligten Gemeinde oder des Landes-

schulrates (Kollegium) durch Verordnung. Der Landesschulrat (Kol-

legium) sowie alle beteiligten gesetzlichen Schulerhalter und

Gemeinden sind anzuhören.

(6) Die Festsetzung (Bildung, Änderung, Aufhebung) der Schul-

sprengel für berufsbildende Pflichtschulen erfolgt durch die

Landesregierung entweder von amtswegen oder über Antrag des

Gewerblichen Berufsschulrates durch Verordnung. Der Landes-

schulrat (Kollegium), die Wirtschaftskammer, die Kammer für

Arbeiter und Angestellte, alle beteiligten gesetzlichen Schulerhal-

ter und der Gewerbliche Berufsschulrat (Kollegium) sind anzuhö-

ren.

(7) Sofern sich ein Schulsprengel auf zwei oder mehrere Bundes-

länder erstrecken soll, hat die Landesregierung vor seiner Fest-

setzung (Bildung, Änderung, Aufhebung) die erforderlichen

Vereinbarungen mit den beteiligten Landesregierungen zu treffen.

(8) Dem Schulsprengel einer allgemeinbildenden Pflichtschule

gehören jene Schulpflichtigen an, die im Schulsprengel, wenn

auch nur zum Zwecke des Schulbesuches, wohnen. Dem Schul- 3
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sprengel einer berufsbildenden Pflichtschule gehören jene Schul-

pflichtigen an, die in einem Betrieb, dessen Standort im

Schulsprengel liegt, im Lehr- oder Ausbildungsverhältnis stehen.

Die Sprengelangehörigkeit für die Schulpflichtigen wird erst mit

der Bereitstellung der Unterrichtsräume wirksam.

(9) Als sprengelangehörig gelten Schüler

a) die wegen Stillegung einer Schule, vorübergehender Unter-

richtseinstellung, aufgrund einer schulbehördlichen Anord-

nung oder wegen eines Ausschlusses aufgrund

schulrechtlicher Vorschriften einer anderen Schule zuge-

wiesen wurden,

b) mit sonderpädagogischem Förderbedarf, die statt einer ent-

sprechenden Sonderschule eine außerhalb des eigenen

Schulsprengels liegende allgemeine Schule deshalb

besuchen, weil an der allgemeinen Schule des eigenen

Schulsprengels eine entsprechende Förderung nicht in

gleicher Weise erfolgen kann,

c) der Vorschulklasse, welche die nächstgelegene Schule

deshalb besuchen, weil an der Schule des eigenen Schul-

sprengels keine Vorschulklasse geführt wird,

d) von Polytechnischen Schulen, welche eine außerhalb des

eigenen Schulsprengels liegende Schule deshalb besu-

chen, weil an der Schule des eigenen Schulsprengels der

gewünschte Fachbereich nicht geführt wird,

e) einer schulübergreifenden Tagesbetreuung, nur für die Zeit

dieser Tagesbetreuung.

(10) Jeder Schulpflichtige ist in die Schule aufzunehmen, die für

ihn nach den schulrechtlichen Vorschriften in Betracht kommt und

deren Schulsprengel er angehört.

(11) Schulpflichtigen sind jene Personen gleichzuhalten, die nach

den die Schulpflicht regelnden Vorschriften zum freiwilligen

Besuch der Schule berechtigt sind. Für die Sprengelangehörigkeit

von Personen, die gemäß § 21 Abs. 2 zweiter Satz des Schul-

pflichtgesetzes 1985, BGBl.Nr. 76, i.d.F. BGBl.Nr. 161/1987, zum

Besuch einer berufsbildenden Pflichtschule berechtigt sind, ist

abweichendvon Abs. 8 zweiter Satz deren Wohnort maßgeblich.

(12) Die Eltern oder sonstigen Erziehungsberechtigten haben

einen beabsichtigten sprengelfremden Schulbesuch des Schul-

pflichtigen an einer allgemeinbildenden Pflichtschule spätestens

zwei Monate vorher der Bezirksverwaltungsbehörde anzuzeigen,

welche die Stellungnahmen

– der Leitung der sprengelmäßig zuständigen Schule,

– der Leitung der sprengelfremden Schule,3
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– der Wohngemeinde und

– des Schulerhalters der sprengelfremden Schule

einzuholen hat.

Der sprengelfremde Schulbesuch ist von der Bezirksverwaltungs-

behörde nach Anhörung des Bezirksschulrates zu untersagen,

wenn in der sprengelmäßig zuständigen Schule eine Klassenzu-

sammenlegung eintreten oder eine gesetzlich festgelegte Klas-

senschülermindestzahl unterschritten würde.

Der sprengelfremde Schulbesuch kann von der Bezirksverwal-

tungsbehörde nach Anhörung des Bezirksschulrates auch dann

untersagt werden, wenn

a) der beabsichtigte Schulwechsel nicht mit Beginn des Schul-

jahres zusammenfällt, oder

b) in der um die Aufnahme ersuchten sprengelfremden Schule

eine Klassenteilung eintreten würde, oder

c) die mit dem sprengelfremden Schulbesuch für den Schul-

pflichtigen verbundenen Vorteile die bei der Schulsprengel-

festsetzung berücksichtigten Interessen nicht überwiegen.

(13) Zur Entscheidung ist die Bezirksverwaltungsbehörde beru-

fen, in deren Bereich jene Schule liegt, deren Schulsprengel der

Schulpflichtige angehört.

(14) Bei berufsbildenden Pflichtschulen treten im Abs. 12 an die

Stelle der Bezirksverwaltungsbehörde der Gewerbliche Berufs-

schulrat, an die Stelle der Wohngemeinde die Lehrbetriebsge-

meinde, an die Stelle des Bezirksschulrates der Landesschulrat

und ist Abs. 13 nicht anzuwenden.

§ 9

(entfällt)

§ 10

Stiftungen und Schulpatronate

(1) Rechte auf Zuwendungen, die stiftungsgemäß oder durch

Privatrechtstitel Schulen gewidmet sind, gehen auf den gesetzli-

chen Schulerhalter über, und es ist diese Widmung unter Auf-

rechterhaltung ihrer besonderen Bestimmung zu wahren.

Verpflichtungen aus einem Schulpatronat sind jedoch erloschen.

(2) Schulpatronate, die mit Schulen verbunden sind, sind aufge-

hoben und können nicht neu begründet werden. 4
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§ 11

Allgemeine Zugänglichkeit der Schulen und Unentgeltlichkeit

des Unterrichtes

(1) Die öffentlichen Schulen sind allgemein ohne Unterschied der

Geburt, des Geschlechtes, der Rasse, des Standes, der Klasse,

der Sprache und des Bekenntnisses zugänglich.

(2) Die Aufnahme eines Schülers in eine öffentliche Schule darf

nur abgelehnt werden,

a) wenn der Schüler die schulrechtlichen Aufnahmebedingun-

gen nicht erfüllt;

b) wenn der Schüler dem Schulsprengel nicht angehört oder

nicht im Sinn des § 8 Abs. 9 als sprengelangehörig gilt.

(3) Aus zwingenden organisatorischen oder lehrplanmäßigen

Gründen können Schulen und Klassen eingerichtet werden, die

nur für Knaben oder nur für Mädchen bestimmt sind, sofern

dadurch keine Minderung der Organisation eintritt und die gleich-

mäßige Verteilung der Schüler auf die einzelnen Klassen der

Schulen gewährleistet ist.

(4) Vor Festlegung der Geschlechtertrennung hat die Landes-

regierung den gesetzlichen Schulerhalter, den Bezirksschulrat

(Kollegium) und den Landesschulrat (Kollegium) anzuhören.

(5) Der Besuch der allgemeinbildenden und berufsbildenden

Pflichtschule ist für alle Schüler unentgeltlich. Für die Unterbrin-

gung, Verpflegung und Betreuung im Freizeitbereich der Tages-

betreuung ganztägiger Schulformen dürfen Beiträge eingehoben

werden. Die Beiträge bestehen aus dem Betreuungsbeitrag für

Unterbringung und Betreuung (ausgenommen in den Lernzeiten

ganztägiger Schulformen) sowie dem Verpflegungsbeitrag für die

Verpflegung. Der Verpflegungsbeitrag hat die Kosten der Verpfle-

gung einschließlich der Verabreichung zu umfassen. Die Beiträge

sind vom Schulerhalter durch Verordnung festzulegen, dürfen

höchstens kostendeckend sein und haben auf die finanzielle Lei-

stungsfähigkeit der für den Schüler Unterhaltspflichtigen Bedacht

zu nehmen.

(6) An berufsbildenden sowie in der Tagesbetreuung sonstiger

Pflichtschulen kann ein Lern- und Arbeitsmittelbeitrag eingeho-

ben werden. Den Beitrag haben jene Personen zu leisten, die für

den Unterhalt des Schülers aufzukommen haben. Eine durch

andere Rechtsvorschriften begründete Leistungspflicht bleibt

unberührt.4
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(7) Der Lern- und Arbeitsmittelbeitrag darf den auf einen Lehrling

entfallenden Teil des im abgelaufenen Jahr in sämtlichen nieder-

österreichischen Berufsschulen entstandenen Gesamtaufwan-

des für verbrauchte Lern- und Arbeitsmittel nicht übersteigen.

Die Landesregierung hat die Höhe des Beitrages nach Anhörung

des Gewerblichen Berufsschulrates durch Verordnung festzu-

setzen.

(8) Der Lern- und Arbeitsmittelbeitrag fließt dem Land zu. Der

Anspruch auf diesen Beitrag ist im ordentlichen Rechtsweg

geltend zu machen.

§ 11a

Führung von alternativen Pflichtgegenständen, Freigegenstän-

den, unverbindlichen Übungen und eines Förderunterrichts

(1) An öffentlichen Pflichtschulen, die keine Praxisschulen sind, ist

a) ein alternativer Pflichtgegenstand, ein Freigegenstand und

eine unverbindliche Übung abzuhalten bei einer Mindest-

zahl von

- grundsätzlich 15,

- bei den Fremdsprachen Kroatisch, Slowakisch, Slowe-

nisch, Tschechisch und Ungarisch 5,

- bei anderen Fremdsprachen, Hauswirtschaft und Spiel-

musik 12,

- an Sonderschulen mit einer Klassenschülerhöchstzahl

von 12 Schülern 8,

- an Sonderschulen mit einer Klassenschülerhöchstzahl

von 9 Schülern 6,

- an Sonderschulen mit einer Klassenschülerhöchstzahl

von 6 Schülern 4

Anmeldungen. Unterschreitet die Zahl der Teilnehmer die

Mindestzahl der erforderlichen Anmeldungen um mehr als 3

– sofern diese Mindestzahl unter 12 liegt, um mehr als 2 –,

so darf der Freigegenstand oder die unverbindliche Übung

nicht mehr weitergeführt werden; ein alternativer Pflichtge-

genstand darf in der 9. Schulstufe bei mindestens 12 Anmel-

dungen abgehalten werden; an der Oberstufe der

Volksschule, der Hauptschule und den Sonderschulen mit

dem Lehrplan der Hauptschule dürfen die alternativen

Pflichtgegenstände Technisches Werken und Textiles 5
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Werken dann geführt werden, wenn ein Viertel der Klassen-

schülerhöchstzahlen (§§ 20 Abs. 1, 26 Abs. 1 und 32) nicht

unterschritten wird oder sich mindestens ein Drittel der

Schüler der betreffenden Klasse anmeldet;

b) ein Förderunterricht

aa) für Schüler, die in Pflichtgegenständen eines zusätz-

lichen Lernangebotes bedürfen, weil sie die Anforde-

rungen in wesentlichen Bereichen nur mangelhaft

erfüllen oder wegen eines Schulwechsels Um-

stellungsschwierigkeiten haben, bei mindestens

6 Schülern,

bb) in Pflichtgegenständen, die leistungsdifferenziert

geführt werden, für Schüler, die auf den Übertritt in

eine höhere Leistungsgruppe vorbereitet werden sol-

len und für Schüler, deren Übertritt in eine niedrigere

Leistungsgruppe verhindert werden soll, bei minde-

stens 6 Schülern abzuhalten, wobei die Zahl von

jeweils 12 Schülern nicht überschritten werden darf.

In der Volksschule und in der Sonderschule ist ein

Förderunterricht bei mindestens 3 Schülern, in der

Berufsschule in den leistungsdifferenzierten Pflicht-

gegenständen bei mindestens 6 Schülern abzuhal-

ten, wobei die Zahl von jeweils 10 Schülern nicht

überschritten werden darf.

(1a) In den Schuljahren 2010/2011 und 2011/2012 können an

öffentlichen Volksschulen, Hauptschulen und Polytechnischen

Schulen jedenfalls ab einer Zahl von acht Schülern Sprach-

förderkurse vom Landesschulrat eingerichtet werden, welche

höchstens zwei Unterrichtsjahre dauern und auch schul- oder

schulartübergreifend geführt werden können.

(2) Für den Fall, dass die tatsächliche Klassenschülerzahl unter

der vorgesehenen Mindestzahl für die Führung eines Freigegen-

standes oder einer unverbindlichen Übung liegt, ist ein Freigegen-

stand bzw. eine unverbindliche Übung zu führen, wenn sich alle

Schüler einer Klasse oder jene Schüler, für die dieser Unterrichts-

gegenstand lehrplanmäßig vorgesehen ist, anmelden; die Min-

destzahl für die Weiterführung von Freigegenständen und

unverbindlichen Übungen in diesen Fällen darf die Schülerzahl

der Klasse nicht um mehr als zwei unterschreiten.

(3) Zur Erreichung der Mindestzahlen können die Schüler mehre-

rer Klassen der Schule oder mehrerer Schulen zusammengefaßt

werden; auch in diesem Fall darf die für die betreffende Schulart

geltende Klassenschülerhöchstzahl nicht überschritten werden.5
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Hierüber hat der Bezirksschulrat zu entscheiden. Werden durch
eine solche Maßnahme zwei oder mehrere Bezirke berührt,
obliegt die Entscheidung dem Landesschulrat. Dieser hat auch
über die Zusammenfassung mehrerer Klassen von Berufsschulen
zu entscheiden.

§ 11b
Führung ganztägiger Schulformen

(1) Allgemeinbildende Pflichtschulen können als ganztägige
Schulen geführt werden. Bei der Festlegung der Standorte
solcher ganztägiger Schulformen ist auf die Zahl der Anmeldun-
gen von Schülern zur Tagesbetreuung abzustellen. Unter
Bedachtnahme auf die räumlichen Voraussetzungen und auf
andere regionale Betreuungsangebote ist eine klassen-, schul-
stufen- oder schulübergreifende Tagesbetreuung jedenfalls ab 15
angemeldeten Schülern zu führen. Bei der Bedachtnahme auf die
räumlichen Voraussetzungen ist bei der Festlegung des Stand-
ortes einer schulübergreifenden Tagesbetreuung neben den
Räumlichkeiten am Schulstandort auch auf die Zumutbarkeit des
Schulweges und auf ökonomisch sinnvolle Transportmöglich-
keiten Rücksicht zu nehmen.

(2) Ganztägige Schulformen sind in Unterricht und Tagesbetreu-
ung (gegenstandsbezogene und/oder individuelle Lernzeit und
Freizeit) gegliedert. Diese können in getrennter oder verschränk-
ter Abfolge geführt werden.

(3) Eine Klasse darf mit verschränkter Abfolge des Unterrichts und
der Tagesbetreuung nur unter folgenden Voraussetzungen
geführt werden:

1. Alle Schüler müssen für den ganzwöchigen Besuch der
Tagesbetreuung angemeldet sein;

2. zwei Drittel der Erziehungsberechtigten müssen zuge-
stimmt haben;

3. zwei Drittel der betroffenen Lehrer müssen zugestimmt
haben.

(4) Die Tagesbetreuung darf bei getrennter Abfolge auch an ein-
zelnen Nachmittagen der Woche in Anspruch genommen werden.

(5) Die Zahl der Schüler in einer Gruppe der Tagesbetreuung soll
25 und darf die Klassenschülerhöchstzahl nicht überschreiten.

(6) Für die Tagesform kann vom Schulerhalter ein Lehrer oder
Erzieher als Leiter bestellt werden. 5a
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(7) Werden vom Land über die hiezu landesgesetzlich berufenen
Behörden Lehrer für den Freizeitbereich der Tagesbetreuung bei-
gestellt, so hat der Schulerhalter dem Land den anfallenden Auf-
wand zu ersetzen.

(8) Wird ein vom Land gemäß Abs. 7 beigestellter Lehrer zum Lei-
ter der Tagesbetreuung bestellt, so hat der Schulerhalter weiters
den sich aus der Bestellung des betreffenden Lehrers zum Leiter
der Tagesbetreuung zusätzlich ergebenden Aufwand zu ersetzen.

(9) Die Ersatzleistungen gemäß Abs. 7 und 8 sind dem Schuler-
halter in Anwendung des § 57 des Allgemeinen Verwaltungsver-
fahrensgesetzes 1991 für das 1. Semester des Schuljahres bis
31. März und für das 2. Semester des Schuljahres bis zum
30. September vorzuschreiben. Der vorgeschriebene Betrag wird
mit dem Ablauf von 4 Wochen nach der Erlassung des Beschei-
des fällig.

§ 11c
Schulautonome Eröffnungs- und Teilungszahlen

(1) An einzelnen Schulen kann von den Bestimmungen der
§ 11a Abs. 1 lit.a und b
§ 11a Abs. 2
§ 20a Abs. 1 und 2
§ 26 Abs. 3 und 4
§ 26a Abs. 1
§ 32a Abs. 1, 3 und 4
§ 32b
§ 38 Abs. 2
§ 38a Abs. 1

abgegangen werden, wenn der Schule die entsprechenden
Lehrerplanstellen zur Verfügung stehen, wobei die Mindestzahl
drei nicht unterschritten werden darf.

(2) Die Festlegung obliegt dem Schulforum, bzw. in Polytechni-
schen Schulen dem Schulgemeinschaftsausschuß.

§ 11d
Lehrereinsatz an Pflichtschulen

(1) Dem Landesschulrat steht bei der Disposition über den Lehrer-
einsatz an den allgemeinbildendenPflichtschulen als Rahmen der
vom Bund gemäß Art. IV Abs. 2 des Bundesverfassungsgesetzes
BGBl.Nr. 215/1962 genehmigte bzw. vorläufig genehmigte5a
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Landeslehrerstellenplan zur Verfügung. Innerhalb dieses

Gesamtrahmens stellt der Landesschulrat die für die Unterrichts-

gestaltung erforderlichen Lehrerplanstellen zur Verfügung.

(2) Abs. 1 ist sinngemäß bei der Disposition über den Lehrerein-

satz an den berufsbildenden Pflichtschulen anzuwenden.

§ 12

Aufsicht

(1) Die Bestimmungen des IV. Hauptstückes der NÖ Gemeindeord-

nung 1973, LGBl. 1000, finden auf die Aufsicht über die gesetzli-

chen Schulerhalter gemäß § 3 Abs. 1 Z. 2 und 3 bei Besorgung der

in § 14 bezeichneten Aufgaben des eigenen Wirkungsbereiches

sinngemäß Anwendung.

(2) Die Schulbehörden des Bundes haben Pflichtverletzungen der

gesetzlichen Schulerhalter gemäß § 3 Abs. 1 Z. 2 und 3 der Auf-

sichtsbehörde anzuzeigen und durch entsprechende Anträge an

die zuständige Behörde dafür Sorge zu tragen, dass Schulen

gemäß den §§ 17, 23, 29 und 35 errichtet werden und in ihrem

Bestand erhalten bleiben, sowie dass Schulen gemäß § 6 stillge-

legt oder aufgelassen werden.

(3) Vor aufsichtsbehördlichen Maßnahmen gemäß Abs. 1 hat die

Aufsichtsbehörde die für ihren örtlichen Zuständigkeitsbereich

bestehende Schulbehörde des Bundes anzuhören.

§ 13

Verfahrensbestimmungen

(1) In den behördlichen Verfahren, die sich in Vollziehung dieses

Gesetzes ergeben, kommt den gesetzlichen Schulerhaltern und

gesetzlichen Schülerheimerhaltern sowie den zu einem Schul-

sprengel gehörenden oder in sonstiger Weise an einer Schule

oder einem Schülerheim beteiligten Gemeinden Parteistellung im

Sinne des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes1991 zu.

(2) Die in diesem Gesetz vorgesehenen Anhörungsrechte sind

binnen sechs Wochen nach Einlangen der Aufforderung auszu-

üben. Erfolgt während dieser Frist keine Äußerung, ist Zustim-

mung anzunehmen. 6
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(3) Soweit die Durchführung von Schulversuchen im Sinn des § 7

Abs. 3 Schulorganisationsgesetz die äußere Organisation der

öffentlichen Pflichtschulen berührt, hat das Land die erforder-

lichen Vereinbarungen mit dem Bund abzuschließen. Solche

Vereinbarungen sind insbesondere über die Auswahl und Fest-

setzung der Standorte sowie die Beistellung der erforderlichen

Lehrer abzuschließen.

§ 14

Eigener Wirkungsbereich

Die in diesem Gesetz geregelten Aufgaben der Gemeinden

(Schulgemeinden) mit Ausnahme jener gemäß §§ 40, 45, 46, 48,

50 bis 54, 65, 66 und 68 sind solche des eigenen Wirkungs-

bereiches.

II. Hauptstück

Allgemeinbildende öffentliche Pflichtschulen

Abschnitt I

Volksschulen

§ 15

Aufbau

(1) Die Volksschule umfaßt die Grundstufen I und II.

(2) Die Grundstufe I umfaßt bei Bedarf die Vorschulstufe und

jedenfalls die 1. und 2. Schulstufe.

(3) Die Grundstufe II umfaßt die 3. und 4. Schulstufe.

(4) Soweit es die Schülerzahl zuläßt, hat den Schulstufen (ausge-

nommen bei gemeinsamer Führung in der Grundstufe I) jeweils

eine Klasse zu entsprechen.

(5) Im Rahmen des genehmigten Stellenplanes sind Kinder der

Vorschulstufe in einer Vorschulklasse oder gemeinsam mit der

1. Schulstufe oder gemeinsam mit der 1. und 2. Schulstufe zu

unterrichten.

(6) Bei zu geringer Schülerzahl können mehrere Schulstufen in

einer Klasse zusammengefaßt werden. Solche Klassen sind in

Abteilungen zu gliedern, wobei eine Abteilung eine oder mehrere –

in der Regel aufeinanderfolgende – Schulstufen zu umfassen hat.6
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(7) Zur Ermöglichung des zeitweisen gemeinsamen Unterrichtes

von nicht behinderten Kindern und Kindern mit sonderpädagogi-

schem Förderbedarf können zeitweise Volksschulklassen und

Sonderschulklassen gemeinsam geführt werden (kooperative

Klasse). Die Herabsetzung der gesetzlichen Klassenschü-

lerhöchstzahl bedarf der Bewilligung des Bezirksschulrates nach

Anhörung des Sonderpädagogischen Zentrums.

(8) In Volksschulklassen können im Rahmen des genehmigten

Stellenplanes bis zu fünf Kinder mit sonderpädagogischem För-

derbedarf gemeinsam mit nicht behinderten Kindern unterrichtet

werden (Integrationsklasse).

§ 16

Organisationsformen

(1) Die Volksschule ist in der Grundstufe I

1. mit einem getrennten Angebot von Vorschulstufe sowie

1. und 2. Schulstufe oder

2. mit einem gemeinsamen Angebot von Schulstufen der

Grundstufe I zu führen.

(2) Schulstufen einer Volksschule können benachbarten Volks-

schulen zugewiesen werden, wenn der Schulweg zumutbar ist

und dadurch die Organisationsform verbessert wird. Zu diesem

Zwecke sind die entsprechenden Schulsprengel zu vereinigen.

(3) Über die Organisationsform hat nach den örtlichen Erforder-

nissen der Landesschulrat nach Anhörung seines Kollegiums,

des Kollegiums des Bezirksschulrates sowie des gesetzlichen

Schulerhalters und des Schulforums zu entscheiden.

(4) Volksschulen sind je nach den örtlichen Erfordernissen zu

führen

1. als selbständige Volksschulen oder

2. als Volksschulklassen, die einer Hauptschule oder einer

Sonderschule angeschlossen sind, oder

3. als Expositurklassen einer selbständigen Volksschule.

Über die Organisationsform hat die Landesregierung nach Anhö-

rung der Kollegien des Landesschulrates und des Bezirksschul-

rates sowie des gesetzlichen Schulerhalters und des Schulforums

zu entscheiden.

§ 17

Voraussetzung für die Errichtung

(1) Volksschulen haben überall zu bestehen, wo sich im Bereich

eines zumutbaren Schulweges nach einem dreijährigen Durch-

schnitt mindestens 30 schulpflichtige Kinder befinden, denen der 6a
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Besuch einer anderen Volksschule trotz Einsatzes eines Ver-

kehrsmittels des Linien- oder Gelegenheitsverkehrs nicht zumut-

bar ist.

(2) Wenn die Voraussetzungen nach Abs. 1 nicht gegeben sind,

kann der gesetzliche Schulerhalter mit Bewilligung der Landesre-

gierung, welche den Landesschulrat (Kollegium) zu hören hat,

eine Volksschule auf Zeit errichten oder von der nächstgelegenen

Volksschule eine Klasse in das betreffende Gebiet so verlegen,

dass den Kindern der Besuch der Schule auch im Winter möglich

ist (Expositurklasse).

§ 18

Schulsprengel

(1) Für jede Volksschule ist ein Pflichtsprengel festzusetzen; für

die Vorschulklasse kann ein vom Pflichtsprengel der Volksschule

abweichender Pflichtsprengel festgesetzt werden.

(2) Die Schulsprengel sind so festzusetzen, dass sie lückenlos

aneinandergrenzen, ein regelmäßiger Schulbesuch der schul-

pflichtigen Kinder möglich ist und jede unnötige Belastung der

gesetzlichen Schulerhalter vermieden wird.

§ 19

Lehrer

(1) Der Unterricht in jeder Volksschulklasse ist – abgesehen von

einzelnen Unterrichtsgegenständen und einzelnen Unterrichts-

stunden – durch einen Klassenlehrer zu erteilen. Für Schüler der

Vorschulstufe (bei gemeinsamer Führung von Schulstufen der

Grundstufe I), für Schüler mit sonderpädagogischem Förderbe-

darf sowie für Schüler mit nichtdeutscher Muttersprache, welche

die Unterrichtssprache nicht ausreichend beherrschen, kann im

Rahmen des genehmigten Stellenplanes ein entsprechend aus-

gebildeter Lehrer zusätzlich eingesetzt werden.

(2) Für jede Volksschule sind ein Leiter, für jede Volksschulklasse

ein Klassenlehrer und die erforderlichen Lehrer für einzelne

Gegenstände zu bestellen. Für die Bestellung des Schulleiters ist

die Niederösterreichische Landeslehrerkommission für allgemein

bildende Pflichtschulen zuständig.

(3) Durch diese Bestimmungen werden die Vorschriften des

Lehrerdienstrechtes und bei Religionslehrern auch jene des

Religionsunterrichtsrechtes nicht berührt.

(4) In Klassen, in denen Schüler mit sonderpädagogischem För-

derbedarf unterrichtet werden, sind zusätzliche Lehrerplanstellen

vorzusehen. Dabei ist auf Art und Ausmaß der Behinderung der

Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf Rücksicht zu

nehmen. Benötigt ein Schüler bloß pflegerische Hilfe, dürfen

keine zusätzlichen Lehrerplanstellen vorgesehen werden.6a
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§ 20
Klassenschülerzahl

(1) Die Zahl der Schüler in einer Volksschulklasse – ausgenom-
men einer Vorschulklasse – darf 25 nicht überschreiten und 10
nicht unterschreiten.

(2) In Integrationsklassen, in denen drei bis fünf Schüler mit son-
derpädagogischem Förderbedarf unterrichtet werden, kann der
Bezirksschulrat die gesetzliche Klassenschülerhöchstzahl bis auf
20 herabsetzen. Jedenfalls darf in solchen Klassen die
Klassenschülerhöchstzahl 24, bei fünf Schülern mit sonder-
pädagogischem Förderbedarf 22, nicht überschritten werden. In
Integrationsklassen, in denen ein oder zwei Schüler mit sonder-
pädagogischem Förderbedarf unterrichtet werden, kann die
Klassenschülerhöchstzahl – im Regelfall auf 24 – herabgesetzt
werden. Bei der Herabsetzung ist auf Art und Ausmaß der Behin-
derung der Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf
Rücksicht zu nehmen. In diesen Fällen dürfen die zugewiesenen
Lehrerplanstellen nicht überschritten werden.

(3) Ausnahmen aus besonderen Gründen (z.B. zur Erhaltung von
Schulstandorten oder der höheren Schulorganisation) bedürfen
der Bewilligung des Landesschulrates, welcher den gesetzlichen
Schulerhalter und den Bezirksschulrat anzuhören hat.

(4) Die Zahl der Schüler in einer Vorschulklasse darf 10 nicht
unterschreiten und 20 nicht überschreiten.

§ 20a
Unterricht in Schülergruppen

(1) Der Unterricht kann in den Gegenständen

a) Werkerziehung, Technisches Werken
und Textiles Werken bei einer
Mindestzahl von 20 Schülern,

b) Ernährung und Haushalt und
Geometrisches Zeichnen
bei einer Mindestzahl von 16 Schülern, 7
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c) Bewegung und Sport in Übungs-
bereichen mit besonderen
Sicherheitsanforderungen wie Schilauf
und Schwimmen bei einer Mindestzahl
von 20 Schülern

statt für die gesamte Klasse in zwei Schülergruppen erteilt
werden; dies gilt nicht für die Trennung des Unterrichtes in Bewe-
gung und Sport nach Geschlechtern. Im Gegenstand Lebende
Fremdsprache kann der Unterricht in Klassen mit Schülern der 3.
und 4. Schulstufe bei einer Mindestzahl von 20 Schülern statt für
die gesamte Klasse in zwei Schülergruppen erteilt werden, sofern
es die räumlichen und personellen Gegebenheiten der betreffen-
den Schule erlauben.

(2) In den Gegenständen Werkerziehung, Ernährung und Haus-
halt, Geometrisches Zeichnen, Technisches Werken, Textiles
Werken und Bewegung und Sport können Schüler mehrerer Klas-
sen einer Schule oder mehrerer Schulen unter Bedachtnahme auf
die Schülerzahl nach Abs. 1 zusammengefaßt werden.

Abschnitt II
Hauptschulen

§ 21
Aufbau

(1) Die Hauptschule umfaßt vier Schulstufen (5. bis 8. Schulstufe).

(2) Die Schüler der Hauptschule sind in Klassen zusammenzu-
fassen. Jeder Schulstufe hat eine Klasse zu entsprechen.

(3) Zur Ermöglichung eines zeitweisen gemeinsamen Unterrichts
von nicht behinderten Schülern und Schülern mit sonderpädago-
gischem Förderbedarf können zeitweise Hauptschulklassen und
Sonderschulklassen gemeinsam geführt werden (kooperative
Klasse).

(4) Im Rahmen des genehmigten Stellenplanes können Schüler
mit sonderpädagogischem Förderbedarf gemeinsam mit nicht
behinderten Schülern in Hauptschulklassen unterrichtet werden
(Integrationsklasse).

(5) Die Schüler jeder Schulstufe sind in den Pflichtgegenständen
Deutsch, Mathematik und Lebende Fremdsprache entsprechend
der Einstufung in Leistungsgruppen nach Möglichkeit in Schüler-
gruppen (§ 26 Abs. 3) zusammenzufassen. Die Zusammenfas-7
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sung in Schülergruppen kann bei einem gemeinsamen Unterricht

von Schülern mit und Schülern ohne sonderpädagogischen För-

derbedarf entfallen.

(6) Um in den Pflichtgegenständen Deutsch, Mathematik und

Lebende Fremdsprache die Bildung von Schülergruppen für jede

Leistungsgruppe zu ermöglichen, können Klassen einer Haupt-

schule unter Bedachtnahme auf die Zumutbarkeit des Schul-

weges einer benachbarten Hauptschule zugewiesen werden.

Liegen diese Hauptschulen im selben Sprengel, so erfolgt die

Zuweisung durch den Bezirksschulrat nach Anhörung des gesetz-

lichen Schulerhalters.

Liegen diese Hauptschulen in verschiedenen Sprengeln, so sind

diese unter sinngemäßer Anwendung des § 8 Abs. 4 zu vereini-

gen.

§ 21a

Organisationsformen

(1) Hauptschulen sind je nach den örtlichen Erfordernissen zu führen

1. als selbständige Hauptschulen oder

2. als Hauptschulklassen, die einer Volksschule, einer Sonder-

schule oder einer Polytechnischen Schule angeschlossen

sind, oder

3. als Expositurklassen einer selbständigen Hauptschule.

(2) Über die Organisationsform hat die Landesregierung nach

Anhörung der Kollegien des Landesschulrates und des Bezirks-

schulrates sowie des gesetzlichen Schulerhalters und des Schul-

forums zu entscheiden.

§ 22

Sonderformen

(1) Als Sonderformen können Hauptschulen oder einzelne ihrer

Klassen unter besonderer Berücksichtigung der musischen oder

der sportlichen Ausbildung geführt werden.

(2) Die Bewilligung zur Führung einer Sonderform erteilt nach den

örtlichen Erfordernissen die Landesregierung nach Anhörung des

gesetzlichen Schulerhalters, des Bezirksschulrates (Kollegium)

und des Landesschulrates (Kollegium).

§ 23

Voraussetzung für die Errichtung

Hauptschulen haben überall zu bestehen, wo sich in einem

geschlossenen Gebiet im Bereich eines zumutbaren Schulweges

nach einem dreijährigen Durchschnitt mindestens 165 haupt- 8
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schulfähige Kinder befinden, denen der Besuch einer anderen

Hauptschule trotz Einsatzes eines Verkehrsmittels des Linien-

oder Gelegenheitsverkehrs nicht zumutbar ist. Jedenfalls ist

hauptschulfähigen Kindern, die in dichtbesiedelten oder verkehrs-

begünstigten Gebieten wohnen, der Besuch der Hauptschule

unter Berücksichtigung eines zumutbaren Schulweges zu

gewährleisten.

§ 24

Schulsprengel

(1) Für jede Hauptschule ist ein Pflicht- und allenfalls ein Berechti-

gungssprengel festzusetzen.

(2) Ist der Schulweg zumutbar, so sind Pflichtsprengel festzuset-

zen, andernfalls Berechtigungssprengel. Die Schulsprengel

haben lückenlos aneinanderzugrenzen.

§ 25

Lehrer

(1) Der Unterricht in den Hauptschulklassen ist durch Fachlehrer

zu erteilen. Für den Unterricht von Schülern mit sonderpädagogi-

schem Förderbedarf sind entsprechend ausgebildete Lehrer

zusätzlich einzusetzen; für einzelne Unterrichtsgegenstände

dürfen mit ihrer Zustimmung auch Lehrer eingesetzt werden, die

keine besondere Ausbildung zur sonderpädagogischen Förde-

rung besitzen. In Klassen, in denen Schüler mit sonderpädagogi-

schem Förderbedarf unterrichtet werden, sind zusätzliche

Lehrerplanstellen vorzusehen. Dabei ist auf Art und Ausmaß der

Behinderung der Schüler mit sonderpädagogischem Förderbe-

darf Rücksicht zu nehmen. Benötigt ein Schüler bloß pflegerische

Hilfe, dürfen keine zusätzlichen Lehrerplanstellen vorgesehen

werden.

(2) Für jede Hauptschule sind ein Leiter und die erforderlichen

weiteren Lehrer zu bestellen. Für die Bestellung des Schulleiters

ist die Niederösterreichische Landeslehrerkommission für allge-

mein bildende Pflichtschulen zuständig.

(3) § 19 Abs. 3 findet Anwendung.

§ 26

Klassenschülerzahl und Unterricht in Schülergruppen nach

Leistungsgruppen

(1) Die Klassenschülerzahl an der Hauptschule darf 25 nicht über-

steigen und soll 20 nicht unterschreiten.

(2) In einer Integrationsklasse sind bis zu sechs Schüler mit

sonderpädagogischem Förderbedarf zu unterrichten. In Integra-

tionsklassen mit drei und vier Schülern mit sonderpädagogischem

Förderbedarf beträgt die Klassenschülerzahl höchstens 24. Jeder8
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weitere Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf vermin-

dert grundsätzlich die Klassenschülerzahl um eins. Bei Abgehen

vom Regelfall hat der Bezirksschulrat im Einvernehmen mit dem

gesetzlichen Schulerhalter und dem Landesschulrat zu entschei-

den. Dabei ist auf Art und Ausmaß des sonderpädagogischenFör-

derbedarfs und die regionalen Gegebenheiten Bedacht zu

nehmen. Die Zustimmung des gesetzlichen Schulerhalters ist ein-

zuholen, wenn zu erwarten ist, dass ihm durch die Errichtung bzw.

Einrichtung einer Integrationsklasse ein finanzieller Aufwand

entsteht.

(3) In den Pflichtgegenständen Deutsch, Mathematik und Lebende

Fremdsprache sind im Hinblick auf die Leistungsgruppen Schü-

lergruppen einzurichten. Die Schülerzahl in den Schülergruppen

darf 25 nicht überschreiten und soll 10 nicht unterschreiten. In

Schülergruppen mit Schülern mit sonderpädagogischem Förder-

bedarf darf die in Abs. 2 festgelegte Klassenschülerzahl nicht

überschritten werden.

(4) Auf jeder Schulstufe und in jedem Pflichtgegenstand darf die

Anzahl der Schülergruppen die Anzahl der Klassen überschrei-

ten, wenn der Schule die erforderlichen Lehrerplanstellen zur Ver-

fügung stehen und die vorgesehene Mindestschülerzahl nicht

unterschritten wird.

(5) Ausnahmen aus besonderen Gründen (z.B. zur Erhaltung von

Schulstandorten oder der höheren Schulorganisation) bedürfen

der Bewilligung des Landesschulrates, welcher den gesetzlichen

Schulerhalter und den Bezirksschulrat anzuhören hat.

§ 26a

Unterricht in Schülergruppen

(1) Der Unterricht kann in den Gegenständen

a) Bewegung und Sport in Übungsberei-

chen mit besonderen Sicherheitsanforde-

rungen wie Schilauf und Schwimmen,

Werkerziehung, Technisches Werken,

Textiles Werken und Maschinschreiben

bei einer

Mindestzahl von 20 Schülern

b) Ernährung und Haushalt und Geometri-

sches Zeichnen bei einer

Mindestzahl von 16 Schülern

c) Einführung in die Informatik bei einer

Mindestzahl von 19 Schülern

statt für die gesamte Klasse in zwei Schülergruppen erteilt wer-

den; dies gilt nicht für die Trennung des Unterrichtes nach 8a
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Geschlechtern. In Einführung in die Informatik darf die Teilungs-

zahl 19 unterschritten werden, wenn am betreffenden Standort

insgesamt nicht soviele Geräte vorhanden sind, dass höchstens

zwei Schüler an einem Gerät arbeiten müssen; in diesem Fall darf

die Teilungszahl 13 Schüler nicht unterschreiten. § 20a Abs. 2 ist

entsprechend anzuwenden.

(2) Der Landesschulrat (Kollegium) kann durch Verordnung

bestimmen, dass der Unterricht in Musikerziehung sowie Bewe-

gung und Sport in Klassen mit musischem oder sportlichem

Schwerpunkt unter Berücksichtigung besonderer Neigungen und

Begabungen statt für die gesamte Klasse in Gruppen zu erteilen

ist, soweit dies zur Erreichung des Zieles einer Hauptschule mit

musischem oder sportlichem Schwerpunkt erforderlich ist.

§ 26b

Führung des Unterrichtsgegenstandes Bewegung und Sport

(1) Der Unterricht in Bewegung und Sport ist getrennt nach

Geschlechtern zu erteilen. Dabei können auch Schüler mehre-

rer Klassen zusammengefaßt werden, soweit dadurch die fest-

gelegte Klassenschülerhöchstzahl nicht überschritten wird.

(2) Im Freigegenstand und in der unverbindlichen Übung Bewe-

gung und Sport sowie in den sportlichen Schwerpunkten in

der Sonderform der Hauptschule (besondere Berücksichti-

gung der sportlichen Ausbildung) darf der Unterricht auch

ohne Trennung nach Geschlechtern erteilt werden, sofern

diese Unterrichtsveranstaltungen auf Sportarten beschränkt

sind, bei denen vom Standpunkt der unterschiedlichen Lei-

stungsfähigkeit und der koedukativen Führung kein Einwand

besteht. Unter den gleichen Voraussetzungen kann der Unter-

richt im Pflichtgegenstand Bewegung und Sport ohne Tren-

nung nach Geschlechtern erteilt werden, wenn bei Trennung

nach Geschlechtern wegen zu geringer Schülerzahl nicht für

alle Schüler der lehrplanmäßige Unterricht im Pflichtgegen-

stand Bewegung und Sport erteilt werden könnte. Ferner kann

der Unterricht in Bewegung und Sport ohne Trennung nach

Geschlechtern erteilt werden, wenn der Unterricht gleichzeitig

durch mehrere Lehrer (im Falle des Unterrichts für mehrere

Klassen oder Schülergruppen) erfolgt und wenn dies aus

inhaltlichen Gründen (z.B. Tanz, Schwimmen, Freizeitsport-

arten) zweckmäßig ist.

8a
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Abschnitt III
Sonderschulen

§ 27
Aufbau

(1) Die Sonderschule umfaßt acht, im Falle der Einbeziehung der
Polytechnischen Schule oder eines Berufsvorbereitungsjahres
neun Schulstufen.

(2) Die Einteilung der Klassen richtet sich nach dem Alter und der
Bildungsfähigkeit der Schüler. In den Unterrichtsgegenständen
Deutsch und Mathematik ist die Teilnahme der nächstniedrigeren

8b
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oder nächsthöheren Schulstufe zu ermöglichen, wenn dadurch
der individuellen Lernsituation der Schüler besser entsprochen
werden kann.

(3) Auf Sonderschulen, die nach dem Lehrplan der Volksschule,
der Hauptschule oder der Polytechnischen Schule geführt wer-
den, finden die Vorschriften über den Aufbau dieser Schulen inso-
weit Anwendung, als dies die Aufgabe der Sonderschule zuläßt.

§ 28
Organisationsformen

(1) Sonderschulen sind je nach den örtlichen Erfordernissen zu
führen als

1. selbständige Schulen oder

2. Sonderschulklassen, die einer Volks- oder Hauptschule
oder einer Polytechnischen Schule oder einer Sonder-
schule anderer Art angeschlossen sind.

Im Falle der Z. 2 ist bei ganztägigen Schulformen in der Tagesbe-
treuung eine integrative Gruppenbildung anzustreben. Ferner
können in einer Sonderschulklasse Abteilungen eingerichtet wer-
den, die verschiedenen Sonderschularten entsprechen. Auf Son-
derschulen, die nach dem Lehrplan der Volksschule geführt
werden, findet § 16 Abs. 1 und 3 Anwendung.

(2) Folgende Arten von Sonderschulen sind zulässig:

1. Allgemeine Sonderschule (für leistungsbehinderte oder
lernschwache Kinder);

2. Sonderschule für körperbehinderte Kinder;

3. Sonderschule für sprachgestörte Kinder;

4. Sonderschule für schwerhörige Kinder;

5. Sonderschule für Gehörlose;

6. Sonderschule für sehbehinderte Kinder;

7. Sonderschule für blinde Kinder;

8. Sondererziehungsschule
(für erziehungsschwierige Kinder);

9. Sonderschule für schwerstbehinderte Kinder.

(3) Die im Abs. 2 unter Z. 2 bis 8 angeführten Sonderschulen tra-
gen unter Bedachtnahme auf den Lehrplan, nach dem sie geführt
werden, die Bezeichnung “Volksschule”, “Hauptschule” bzw.
“Polytechnische Schule” in den Fällen der Z. 2 bis 7 unter Beifü-
gung der Art der Behinderung; dies gilt sinngemäß für derartige
Sonderschulklassen. 9
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(4) In Krankenanstalten, Heilpädagogischen Stationen und ähnli-
chen Einrichtungen können für schulpflichtige Kinder nach Maß-
gabe der gesundheitlichen Voraussetzungen Klassen bzw. ein
kursmäßiger Unterricht nach dem Lehrplan der Volksschule, der
Hauptschule, der Polytechnischen Schule oder einer Sonder-
schule eingerichtet werden. Unter der Voraussetzung, dass der
Bestand von zwei Klassen oder Kursen auf Dauer zu erwarten ist,
ist eine “Heilstättenschule” zu führen.

(5) Bei der Führung von Sonderschulen gemäß Abs. 2 Z. 2 bis 9
nach dem Lehrplan der Hauptschulen sind die Bestimmungen der
§§ 21 und 22 sinngemäß anzuwenden.

(6) Den im Abs. 2 angeführten Arten von Sonderschulen können
Klassen für mehrfach behinderte Kinder angeschlossen werden.
Unter der Voraussetzung einer entsprechenden Anzahl solcher
Klassen können auch Sonderschulen für mehrfach behinderte
Kinder geführt werden.

(7) Jeder Sonderschulklasse kann auch eine Abteilung für mehr-
fach behinderte Kinder angeschlossen werden, jeder Klasse der
Allgemeinen Sonderschule oder angeschlossenen Klassen der
Allgemeinen Sonderschule außerdem noch eine Abteilung für
schwerstbehinderte Kinder.

(8) An Volks-, Haupt- und Sonderschulen sowie an Polytechni-
schen Schulen können therapeutische und funktionelle Übungen
in Form von Kursen durchgeführt werden. Ferner können für
Schüler an Volks- und Hauptschulen, bezüglich deren ein Verfah-
ren gemäß den die Schulpflicht regelnden Vorschriften eingeleitet
wurde, für die Überprüfung des sonderpädagogischen Förderbe-
darfs Kurse durchgeführt werden.

(9) § 16 Abs. 3 findet sinngemäß Anwendung.
§ 29

Voraussetzung für die Errichtung

(1) Sonderschulen oder an Haupt-, Volks- oder Sonderschulen
anderer Art angeschlossene Sonderschulklassen haben in sol-
cher Zahl und an solchen Orten zu bestehen, dass möglichst alle
Kinder mit einem sonderpädagogischen Förderbedarf, die nicht
eine allgemeine Schule besuchen, eine ihrer Behinderungsart
entsprechende Sonderschule oder Sonderschulklasse bei einem
ihnen zumutbaren Schulweg besuchen können. § 2 Abs. 12 findet
unter Bedachtnahme auf die Behinderungsart sinngemäß Anwen-
dung.

(2) Sonderschulklassen haben zu bestehen, wenn die nach § 32
vorgesehenen Klassenschülerzahlen für die betreffende Behin-
derungsart erreicht werden.

(3) Sonderschulen haben zu bestehen, wenn entsprechend den
Klassenschülerzahlen Bedarf für zwei Sonderschulklassen gege-9
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ben ist oder an einer Haupt- oder Volksschule zwei Sonderschul-
klassen mindestens durch fünf Jahre geführt werden und ihr
Bestand gesichert erscheint.

§ 30
Schulsprengel

(1) Für jede selbständige Sonderschule ist ein Pflichtsprengel und
allenfalls ein Berechtigungssprengel festzusetzen. Ist der Schul-
weg zumutbar, so sind Pflichtsprengel festzusetzen, andernfalls
Berechtigungssprengel. Die Schulsprengel der einzelnen Arten
der Sonderschulen haben lückenlos aneinanderzugrenzen.

(2) Sind einer Haupt-, Volks- oder Sonderschule anderer Art Son-
derschulklassen angeschlossen, ist der Besuch solcher Klassen
auf den Sprengel der Schule beschränkt, an welche die Sonder-
schulklasse angeschlossen ist. Die Landesregierung kann den
Schulsprengel der Sonderschulklasse unter Bedachtnahme auf
§ 2 Abs. 12 und die Behinderungsart erweitern oder einengen.

§ 31
Lehrer

Die Vorschriften des § 19, § 25 Abs. 1 und 2 sowie § 37
Abs. 1 und 2 finden unter Bedachtnahme auf die Organisa-
tionsform der Sonderschule sinngemäß Anwendung.

§ 32
Klassenschülerzahl

(1) Die Zahl der Schüler darf in einer Klasse

a) einer Allgemeinen Sonderschule, einer Sonderschule für
körperbehinderte Kinder, einer Sonderschule für sprach-
gestörte Kinder und einer Sondererziehungsschule 12,

b) einer Sonderschule für schwerhörige Kinder, einer Sonder-
schule für sehbehinderte Kinder und einer Heilstättenschule
9 sowie

c) einer Sonderschule für Gehörlose, einer Sonderschule für
blinde Kinder und einer Sonderschule für schwerstbehin-
derte Kinder 6 nicht übersteigen.

(2) Die Zahl der Schüler in einer Klasse für mehrfachbehinderte
Kinder richtet sich je nach den vorliegenden Behinderungen der
Schüler nach Abs. 1 mit der Maßgabe, dass sie jedenfalls 10 nicht
übersteigen darf. 10
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(3) Die Klassenschülerhöchstzahl vermindert sich

1. in den Fällen des Abs. 1 lit.a bei Klassen mit mehr als
4 Schulstufen für jede weitere Schulstufe um 1. Bei
Klassen, in denen sich auch mehrfachbehinderte oder
schwerstbehinderte Kinder befinden, wird für die Anwen-
dung dieser Bestimmung die Zahl dieser Kinder zur Zahl
der Schulstufen addiert. Die gesamte Verminderung darf
4 nicht übersteigen.

2. in den Fällen des Abs. 1 lit.b bei mehreren Schulstufen
auf 8.

(4) Die Schüler sind auf die Klassen nach Möglichkeit so zu vertei-
len, dass

a) Schüler mit gleicher Leistungsfähigkeit zusammengefaßt
werden und

b) die Zahl der Schulstufen in einer Klasse möglichst niedrig
ist.

(5) Die Zahl der Schüler in einer Vorschulklasse darf 8, in einer
Vorschulklasse an einer Sonderschule für blinde Kinder und an
einer Sonderschule für Gehörlose jedoch 6 nicht unterschreiten
und die Zahl gemäß Abs. 1 nicht überschreiten.

(6) Ausnahmen aus besonderen Gründen (z.B. zur Erhaltung von
Schulstandorten oder der höheren Schulorganisation) bedürfen
der Bewilligung des Landesschulrates, welcher den gesetzlichen
Schulerhalter und den Bezirksschulrat anzuhören hat.

§ 32a
Unterricht in Schülergruppen

(1) In der Allgemeinen und in der an der Heilpädagogischen Sta-
tion eingerichteten Sonderschule sowie in der Sondererziehungs-
schule kann der Unterricht in den Gegenständen

a) Technisches Werken und Textiles Werken bei einer Min-
destzahl von 11 Schülern

b) Geometrisches Zeichnen, Ernährung und Haushalt, Informatik
und Einführung in die Informatik bei einer Mindestzahl
von 9 Schülern

statt für die gesamte Klasse in zwei Schülergruppen erteilt werden.10
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2) In diesen Gegenständen und in Bewegung und Sport können
Schüler mehrerer Klassen oder mehrerer Schulen zusammenge-
faßt werden, soweit die jeweiligen Schülerzahlen nicht überschrit-
ten werden.

(3) In der Sonderschule für körperbehinderte Kinder kann der
Unterricht in den Pflichtgegenständen Technisches Werken, Tex-
tiles Werken und Geometrisches Zeichnen bei einer Mindestzahl
von 11 Schülern statt für die gesamte Klasse in zwei Schülergrup-
pen erteilt werden, sofern eine Teilung nicht bereits bei einer
niedrigeren Schülerzahl erforderlich ist. Hierüber hat der Bezirks-
schulrat zu entscheiden. In den Pflichtgegenständen Ernährung
und Haushalt, Informatik und Einführung in die Informatik kann bei
einer Mindestzahl von 9 Schülern der Unterricht statt für die
gesamte Klasse in zwei Schülergruppen erteilt werden.

(4) In der Sonderschule für schwerstbehinderte und mehrfach
behinderte Kinder kann der Unterricht in den Pflichtgegenständen
Werkerziehung und Ernährung und Haushalt bei einer Mindest-
zahl von 8 Schülern statt für die gesamte Klasse in zwei Schüler-
gruppen erteilt werden.

§ 32b
Unterricht in Schülergruppen nach Leistungsgruppen

An den im § 28 Abs. 3 genannten Sonderschulen mit dem Lehr-
plan der Hauptschule oder der Polytechnischen Schule sind in
Pflichtgegenständen mit Leistungsgruppen Schülergruppen ein-
zurichten, deren Zahl die Anzahl der Klassen der betreffenden
Behinderungsart auf einer Schulstufe um 1 überschreiten darf.
Die durchschnittliche Mindestzahl der Schüler für die Einrichtung
von Schülergruppen ist vom Landesschulrat

10a
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(Kollegium) unter Bedachtnahme auf die Behinderungsart und die

Anforderungen im betreffenden Pflichtgegenstand sowie die

regionalen Verhältnisse festzulegen. Dabei darf das Verhältnis

der gesetzlichen Klassenschülerhöchstzahlen zur Mindestzahl

nicht günstiger sein als bei einer Hauptschule oder einer Polytech-

nischen Schule. Die Höchstzahl der Schüler in einer Schüler-

gruppe darf die im § 32 Abs. 1 genannten Zahlen nicht

übersteigen.

§ 32c

Führung des Unterrichtsgegenstandes Bewegung und Sport

§ 26b gilt für den Unterricht ab der fünften Schulstufe sinngemäß.

Abschnitt IV

Polytechnische Schulen

§ 33

Aufbau

(1) Die Polytechnische Schule umfaßt ein Schuljahr (9. Schulstufe).

(2) Die Schüler der Polytechnischen Schule sind unter Bedacht-

nahme auf eine für die Unterrichtsführung erforderliche Mindest-

schülerzahl in Klassen zusammenzufassen.

(3) Die Schüler mehrerer Klassen können in den Pflichtgegen-

ständen Deutsch, Lebende Fremdsprache und Mathematik ent-

sprechend der Einstufung in Leistungsgruppen nach Möglichkeit

in Schülergruppen (§ 38 Abs. 2) zusammengefaßt werden; eine

derartige Zusammenfassung kann auch bei Schülern einer

Klasse erfolgen, sofern an der betreffenden Polytechnischen

Schule nur eine Klasse geführt wird.

§ 34

Organisationsformen

(1) Polytechnische Schulen sind als selbständige Polytechnische

Schulen zu führen, wenn voraussichtlich für die Dauer von fünf

Jahren der Bestand von mindestens zwei Klassen gesichert ist.

(2) Polytechnische Schulen sind je nach den örtlichen Erfordernis-

sen zu führen

1. als Klassen von Polytechnischen Schulen, die einer Volks-

schule, einer Hauptschule oder einer Sonderschule ange-

schlossen sind, oder

2. als Expositurklassen einer selbständigen Polytechnischen

Schule. 11
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(3) Über die Organisationsform hat die Landesregierung nach

Anhörung der Kollegien des Landesschulrates und des Bezirks-

schulrates sowie des gesetzlichen Schulerhalters und des Schul-

gemeinschaftsausschusses zu entscheiden.

§ 35

Voraussetzung für die Errichtung

Polytechnische Schulen haben unter Bedachtnahme auf eine für

die Schulführung erforderliche Mindestzahl von 30 Schülern in

solcher Zahl und an solchen Orten zu bestehen, dass alle schul-

pflichtigen Kinder im 9. Jahr ihrer allgemeinen Schulpflicht, soweit

sie diese nicht anderweitig erfüllen, bei einem ihnen zumutbaren

Schulweg die Polytechnische Schule besuchen können.

§ 36

Schulsprengel

(1) Für eine selbständige Polytechnische Schule ist ein Pflicht-

sprengel festzusetzen.

(2) Für Polytechnische Schulen, die einer Volks-, Haupt- oder

Sonderschule angeschlossen sind, ist der Schulsprengel dieser

Schule auch der Pflichtsprengel der Polytechnischen Schule,

sofern nicht ein anderer Sprengel festgesetzt wird.

(3) Die Sprengel der Polytechnischen Schulen sind unter

Bedachtnahme auf § 2 Abs. 12 so festzusetzen, dass sie lücken-

los aneinandergrenzen.

§ 37

Lehrer

(1) Der Unterricht in den Klassen der Polytechnischen Schule ist

durch Fachlehrer zu erteilen.

(2) Für die Polytechnischen Schulen sind die erforderlichen Lehrer

zu bestellen. Für Polytechnische Schulen, die als selbständige

Schule geführt werden, ist überdies ein Leiter zu bestellen. Für die

Bestellung des Schulleiters ist die Niederösterreichische Landes-

lehrerkommission für allgemein bildende Pflichtschulen zuständig.

(3) § 19 Abs. 3 findet Anwendung.

§ 38

Klassenschülerzahlen

(1) Die Klassenschülerzahl an Polytechnischen Schulen darf 25

nicht überschreiten und soll 20 nicht unterschreiten. Bei der Tei-

lung einer Klasse ist auf die Bestimmung des § 33 Abs. 2 Bedacht

zu nehmen.

(2) In den Pflichtgegenständen Deutsch, Mathematik und

Lebende Fremdsprache sind bei Führung von Leistungs- oder

Interessensgruppen Schülergruppen einzurichten. Die Schüler-11
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zahl in den Schülergruppen darf an den betreffenden Schulen 25
nicht überschreiten und soll 10 nicht unterschreiten. Die Anzahl
der Schülergruppen darf in den einzelnen Schulen in jedem
Pflichtgegenstand die Anzahl der Klassen überschreiten, wenn
der Schule die entsprechenden Lehrerplanstellen zur Verfügung
stehen und die vorgesehene Mindestschülerzahl nicht unter-
schritten wird. Die Bestimmung des § 26 Abs. 3 letzter Satz ist
sinngemäß anzuwenden.

(3) Bei Polytechnischen Schulen, die einer Sonderschule ange-
schlossen sind, gelten die im § 32 genannten Klassenschüler-
zahlen.

(4) Ausnahmen aus besonderen Gründen (z.B. zur Erhaltung von
Schulstandorten oder der höheren Schulorganisation) bedürfen
der Bewilligung des Landesschulrates, welcher den gesetzlichen
Schulererhalter und den Bezirksschulrat anzuhören hat.

§ 38a
Unterricht in Schülergruppen

(1) Der Unterricht in Bewegung und Sport kann in Übungsberei-
chen mit besonderen Sicherheitsanforderungen wie Schilauf und
Schwimmen bei einer Mindestzahl von 20 Schülern statt für die
gesamte Klasse in zwei Schülergruppen erteilt werden. Bei alter-
nativen Pflichtgegenständen, Freigegenständen und unverbindli-
chen Übungen bestimmt der Schulgemeinschaftsausschuß, ob
der Unterricht statt für die gesamte Klasse in Schülergruppen zu
erteilen ist. Dabei ist auf die zugewiesenen Lehrerstunden, die
Erfordernisse der Sicherheit und der Pädagogik sowie auf die per-
sonellen und räumlichen Möglichkeiten Bedacht zu nehmen.

(2) Die Schüler mehrerer Klassen einer Schule und mehrerer
Schulen können in alternativen Pflichtgegenständen und in Bewe-
gung und Sport zusammengefaßt werden, soweit die im Abs. 1
und im § 38 genannte Schülerzahl nicht überschritten wird.

§ 38b
Führung des Unterrichtsgegenstandes Bewegung und Sport

§ 26b gilt sinngemäß, wobei an Polytechnischen Schulen, die in
organisatorischem Zusammenhang mit einer Hauptschule
geführt werden, die Zusammenfassung mit Schülern der
8. Schulstufe möglich ist, soweit die im § 38 bzw. § 38a genannte
Schülerzahl nicht überschritten wird. 11a
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Abschnitt V
Schülerheime

§ 39
Errichtung

(1) Die Errichtung und Auflassung eines Schülerheimes obliegen
dem gesetzlichen Schülerheimerhalter. Die Errichtung und Auf-
lassung eines Schülerheimes bedürfen

11a
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der Bewilligung der Landesregierung. Vor Erteilung der Bewilli-

gung ist der Landesschulrat (Kollegium) anzuhören.

(2) Schülerheime, die ausschließlich oder vorwiegend für Schüler

von Volks-, Haupt-, Sonderschulen oder Polytechnischen Schu-

len bestimmt sind, können entweder selbständig oder in organisa-

torischem Zusammenhang mit diesen Schulen bestehen.

(3) Ein Schülerheim ist einer zu errichtenden Haupt- oder Sonder-

schule anzugliedern, wenn erst dadurch der Besuch der Schule

durch Schüler des Berechtigungssprengels ermöglicht wird und

die Anzahl der für das Schülerheim in Betracht kommenden Schü-

ler die Errichtung und den Betrieb des Schülerheimes wirtschaft-

lich rechtfertigt.

(4) Ein Schülerheim ist einer selbständigen Polytechnischen Schule

des Landes anzugliedern, wenn erst dadurch der Besuch der

Schule durch Schüler der Polytechnischen Schule ermöglicht

wird.

(5) Gesetzliche Schülerheimerhalter sind jene gesetzlichen

Schulerhalter, die nach den Bestimmungen dieses Gesetzes zur

Errichtung, Erhaltung und Auflassung jener Volks-, Haupt-,

Sonderschulen oder selbständigen Polytechnischen Schulen ver-

pflichtet sind, denen das Schülerheim dient.

(6) Auf die Schülerheime finden die Bestimmungen der §§ 6, 7,

12, 13 und 14 Anwendung.

§ 40

Erhaltung

(1) Der gesetzliche Schülerheimerhalter kann die mit der Errich-

tung, Erhaltung – ausgenommen die Kosten nach Abs. 2 – und

Auflassung eines Schülerheimes verbundenen Kosten unter sinn-

gemäßer Anwendung der Vorschriften, die für die Tragung der

Kosten des Schulaufwandes gelten, auf die beteiligten gesetzli-

chen Schulerhalter und Gemeinden umlegen.

(2) Für die in einem Schülerheim untergebrachten Schüler kann

der gesetzliche Schülerheimerhalter einen für die Beitragspflichti-

gen wirtschaftlich allgemein zumutbaren Beitrag für die Unterbrin-

gung, Verpflegung und Betreuung einheben. Dieser Beitrag ist 12
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nach dem Grundsatz der Kostendeckung allgemein festzusetzen.

Die Festsetzung bedarf der Genehmigung der Landesregierung,

falls nicht das Land gesetzlicher Schülerheimerhalter ist.

(3) Beitragspflichtig sind jene Personen, die für den Unterhalt des

Schülers aufzukommen haben. Der Beitrag ist bescheidmäßig

vorzuschreiben, wobei unter Berücksichtigung der Vermögens-,

Einkommens- und Familienverhältnisse des Beitragspflichtigen

sowie des Lernerfolges des Schülers auch Ermäßigungen vorge-

sehen werden können.

Abschnitt VI

Schulgemeinden

§ 41

Bildung, Änderung und Auflösung

(1) Für jede Volks-, Haupt- und Sonderschule, sowie für jede selb-

ständige Polytechnische Schule, deren Schulsprengel über das

Gebiet der Sitzgemeinde hinausreicht, ist eine Schulgemeinde zu

bilden; dies gilt nicht für Schulen, deren gesetzlicher Schulerhalter

das Land ist.

(2) Eine Schulgemeinde ist nur zu bilden, wenn im Zeitpunkt der

Ausschußbildung neben der Sitzgemeinde anderen beteiligten

Gemeinden gemäß § 42 Abs. 3 ein Vertreter im Schulausschuß

zukommt.

(3) Für mehrere Schulen der gleichen Art ist nur eine Schulge-

meinde zu bilden, wenn ihre Schulsprengel dasselbe Gebiet

umfassen.

(4) Die Bildung, Änderung und Auflösung der Schulgemeinden hat

nach Anhören der beteiligten Gemeinden, der Bezirksschulräte

(Kollegien) und des Landesschulrates (Kollegium) gleichzeitig mit

der Festsetzung des Schulsprengels durch Verordnung der Lan-

desregierung zu erfolgen.

(5) Wird eine Schulgemeinde aufgelöst, so haben sich die Gemein-

den, die der Schulgemeinde angehört haben, über die Aufteilung

des gemeinsamen Vermögens auseinanderzusetzen. Kommt eine

Vereinbarung innerhalb eines Jahres nach der Auflösung nicht

zustande, dann hat die nach der Sitzgemeinde der Schule

zuständige Bezirksverwaltungsbehörde auf Antrag einer beteiligten

Gemeinde nach Anhören der anderen beteiligten Gemeinden das

12

5
0
0
0
–
2
4



gemeinsame Vermögen im Verhältnis der eingebrachten Anteile
aufzuteilen.

§ 42
Vertretung

(1) Organe der Schulgemeinde sind der Obmann (Obmannstell-
vertreter) und der Schulausschuß.

(2) Jedem Schulausschuß gehören als Mitglieder an:

1. Vertreter der Gemeinden, welche zur Schulgemeinde ge-
hören;

2. die Leiter der im Schulsprengel liegenden Schulen der
betreffenden Schulart;

3. ein Vertreter der gesetzlich anerkannten Kirche oder der
Religionsgesellschaft, der die Mehrzahl der die Schule
besuchenden Kinder angehört;

4. der von der Sitzgemeinde bestimmte Schularzt.

(3) Die Anzahl der Vertreter nach Abs. 2 Z. 1 richtet sich nach der
Zahl der Schüler, die im Durchschnitt der letzten drei Schuljahre
vor der Ausschußbildung die Schule besucht haben oder besu-
chen hätten können, wenn der Sprengel in dem zum Zeitpunkt der
Ausschußbildung festgesetzten Ausmaß bereits bestanden hätte.
Demnach entsenden die Gemeinden bei einem Schulbesuch

bis 100 Kinder zusammen 7 Vertreter,

bis 300 Kinder zusammen 9 Vertreter,

bis 500 Kinder zusammen 11 Vertreter,

bis 700 Kinder zusammen 13 Vertreter,

und von mehr als 700 Kindern zusammen 15 Vertreter.

Für die Aufteilung der Vertreter auf die einzelnen Gemeinden und
innerhalb einer Gemeinde auf die im Gemeinderat vertretenen
Parteien sind die Bestimmungen der §§ 52 ff. der NÖ Gemeinde-
ratswahlordnung 1994, LGBl. 0350, sinngemäß anzuwenden.

(4) Bei Aufteilung der Vertreter auf die einzelnen Gemeinden nach
Abs. 3 ist derart vorzugehen, dass zuerst die Anzahl der Vertreter,
die einerseits auf die Sitzgemeinde und andererseits auf die übri-
genzurSchulgemeindegehörigenGemeinden in ihrerGesamtheit 12a
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entfallen, ermittelt wird. Erst dann wird die so ermittelte Anzahl der
Vertreter, die auf die übrigen zur Schulgemeinde gehörigen Ge-
meinden entfallen, auf diese selbst aufgeteilt.

(5) Die Vertreter werdenvom Gemeinderat gewählt und müssen in
den Gemeinderat, der sie entsendet, wählbar sein. Für das
Wahlverfahren gelten die Bestimmungen der §§ 98 bis 106
der NÖ Gemeindeordnung 1973, LGBl. 1000, sinngemäß. Bei
Ausscheiden eines Vertreters aus dem Schulausschuß ist die
Besetzung der frei gewordenen Stelle binnen einem Monat in
gleicher Weise vorzunehmen.

(6) Wenn einer zu einer Schulgemeinde gehörenden Gemeinde
gemäß Abs. 3 kein Vertreter zukommt oder wenn eine Gemeinde
in sonstiger Weise beteiligt ist, wird sie im Schulausschuß durch
den Bürgermeister oder den von ihm bestimmten Vertreter, der in
den Gemeinderat wählbar sein muß, mit beratender Stimme ver-
treten.

(7) Der Vertreter nach Abs. 2 Z. 3 wird durch die zuständige Kirche
oder Religionsgesellschaft berufen.

(8) Die Personen nach Abs. 2 Z. 2 bis 4 haben kein Stimmrecht.

(9) Die Schulausschüsse sind vom Bürgermeister der Sitzge-
meinde binnen vier Wochen nach Ablauf der nach § 96 der
NÖ Gemeindeordnung 1973, LGBl. 1000, zulässigen äußersten
Frist zu der konstituierenden Sitzung einzuberufen. Der Ausschuß
hat in der konstituierenden Sitzung nach den Bestimmungen der
§§ 98 bis 100 der NÖ Gemeindeordnung 1973, LGBl. 1000, einen
Obmann, der ein Vertreter der Sitzgemeinde sein muß und dem in
jedem Falle ein Stimmrecht zusteht, einen Obmannstellvertreter,
einen Kassier und einen Schriftführer zu wählen. Das Wahlergeb-
nis ist dem Bezirksschulrat und der Bezirksverwaltungsbehörde
bekanntzugeben.

(10) Die Funktionsperiode der Schulausschüsse ist gleich jener der
Gemeinderäte in Niederösterreich. Außerdem endet sie dann,
wenn eine Änderung des Sprengels eine andere Zusammenset-
zung des Schulausschusses zur Folge hat. Ein Schulausschuß
kann sich auch selbst vorzeitig auflösen; zu einem solchen Auflö-
sungsbeschluß ist die Anwesenheit von mindestens der Hälfte der
stimmberechtigten Mitglieder und die Zweidrittelmehrheit der ab-
gegebenen Stimmen erforderlich. Die Neubildung des Schulaus-
schusses hat in jedem Fall binnen zwei Monaten zu erfolgen. Die
laufenden Geschäfte sind jedoch bis zur Neubildung vom alten
Schulausschuß weiterzuführen.12a
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(11) Mit der Auflösung eines Gemeinderates erlischt die Funktion

der Mitglieder, die von dem betreffenden Gemeinderat entsendet

wurden. Bis zur Neuwahl der Mitglieder vertritt das gemäß § 94

Abs. 3 und 4 der NÖ Gemeindeordnung 1973, LGBl. 1000, zur

Besorgung aller unaufschiebbaren Geschäfte der Gemeinde

berufene Organ die Gemeinde im Schulausschuß mit so vielen

Stimmen, als der Gemeinde Vertreter zukommen.

(12) Die Mitglieder des Schulausschusses üben ihre Funktion

ehrenamtlich aus. Dem Obmann des Schulausschusses gebührt,

sofern er keinen Anspruch gemäß § 14 Abs. 1, 2 oder 3 Z. 2 oder

§ 15 Abs. 1 oder 3 Z. 1 bis 4 des NÖ Landes- und Gemeindebezü-

gegesetzes 1997, LGBl. 0032, hat, eine monatliche Entschädi-

gung im Ausmaß von höchstens 15 v. H. der Entschädigung des

Bürgermeisters der Sitzgemeinde. Die Entschädigung ist von den

beteiligten Gemeinden unter sinngemäßer Anwendung der

Bestimmungen des § 46 aufzubringen. Bei der Festsetzung der

Höhe der Entschädigung hat der Schulausschuß auf die Arbeits-

belastung des Obmannes Bedacht zu nehmen.

(13) Die Bestimmungen des § 14 Abs. 1 NÖ Gemeindeverbands-

gesetz, LGBl. 1600, sind sinngemäß anzuwenden.

Abschnitt VII

Schulerhaltung

§ 43

Zuständige Organe

(1) Ist eine Gemeinde gesetzlicher Schulerhalter, so sind die Auf-

gaben der Schulerhaltung von dem nach der NÖ Gemeindeord-

nung 1973, LGBl. 1000, zuständigen Organ zu besorgen. Nach

Maßgabe der Bestimmungen der NÖ Gemeindeordnung hat der

Gemeinderat einen Schulausschuß zu bestellen.

(2) Ist eine Schulgemeinde gesetzlicher Schulerhalter, gilt Abs. 1

erster Satz mit der Maßgabe, dass das dem Bürgermeister ver-

gleichbare Organ der Obmann und das dem Gemeindevorstand

und dem Gemeinderat vergleichbare Organ der Schulausschuß

der Schulgemeinde ist.

(3) Dem Schulausschuß sind mit beratender Stimme beizuziehen:

1. die Leiter der im Schulsprengel liegenden Schulen der betref-

fenden Schulart;

12b
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2. ein Vertreter der gesetzlich anerkannten Kirche oder der

Religionsgesellschaft, der die Mehrzahl der die Schule

besuchenden Kinder angehört;

3. der von der Sitzgemeinde bestimmte Schularzt.

(4) Ist eine Stadt mit eigenem Statut gesetzlicher Schulerhalter, ist

Abs. 1 mit der Maßgabe anzuwenden, dass anstelle der

NÖ Gemeindeordnung 1973, LGBl. 1000, das jeweilige Stadt-

recht tritt.

§ 44

Schulaufwand

(1) Die Kosten der Schulerhaltung stellen den Schulaufwanddar.

(2) Der Schulaufwand ist durch Schulerhaltungsbeiträge oder

Schulumlagen auf Grund der Verpflichtung gemäß § 5 zu decken.

(3) Zum Schulaufwand gehören insbesondere die Kosten:

1. des Erwerbes von Schulbauplätzen,

2. des Neu-, Zu- und Umbaues von Schulgebäuden, zur

Schule gehörender Nebengebäude, der Schulleiterwoh-

nung, von Schülerheimen, Schulbädern, Schulwartwoh-

nungen, Turn- und Spielplätzen sowie sonstigen

Schulliegenschaften,

3. der Anschaffung und Instandhaltung der Schuleinrich-

tung,

4. der Erhaltung der Schulgebäude, der dazugehörigen

Nebengebäude, der Schulleiterwohnung und sonstiger

Schulliegenschaften sowie bestehender Schülerheime,

5. der Anschaffung und Instandhaltung der Lehrmittel und

sonstiger Unterrichtsbehelfe,

6. der Beistellung von Schulbüchern und anderen Lernmit-

teln für Kinder unterstützungsbedürftiger Eltern,

7. der Wasserversorgung, Beheizung, Beleuchtung und

Reinigung, einschließlich des hiefür erforderlichen Per-

sonals,

8. der Einrichtung und Ergänzung der Schüler- und Lehrer-

bücherei,

9. des Versandes und der Verleihung von Lichtbildern und

Filmen für die Schule, einschließlich der Beiträge für die

audiovisuellen Lehrmittel,

10. des Betriebes eines bestehenden Schülerheimes oder

Schulbades, 13
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11. der Amtserfordernisse der Schule und des Schulerhal-

ters wie Kanzleibedarf, Vorschriftensammlungen, For-

mulare, Amtsschriften, Post- und Fernsprechgebühren

und dergleichen,

12. des schulärztlichen Dienstes,

13. aus den Verpflichtungen an den NÖ Schul- und Kinder-

gartenfonds,

14. der Verzinsung und Tilgung eines für die Bestreitung des

Schulsachaufwandes aufgenommenen Darlehens,

15. der Schülerbeförderung, soweit sie der Schulerhalter zu

tragen hat.

§ 45

Kosten der Schülerbeförderung

Kosten der Schülerbeförderung sind, sofern nicht nach bundesge-

setzlichen Vorschriften Ersatz geleistet wird, vom gesetzlichen

Schulerhalter zu tragen; § 46 Abs. 4 gilt sinngemäß.

§ 46

Aufteilung des Schulaufwandes

(1) Der Schulaufwand ist durch den gesetzlichen Schulerhalter

aufzuteilen.

(2) Der Berechnung der Schulerhaltungsbeiträge und der Schul-

umlagen ist der durch andere Einnahmen für Schulzwecke (Sub-

ventionen, Schenkungen usw.) nicht gedeckte Schulaufwand

zugrundezulegen.

(3) Der in den ordentlichen Voranschlag aufgenommene Schul-

aufwand ist, sofern ein Übereinkommen nicht angestrebt wird

oder nicht zustande kommt, für das jeweils folgende Kalenderjahr

im Verhältnis der Anzahl der zum Schulbeginn eingeschriebenen

Schüler zur Anzahl der aus der beteiligten Gemeinde stam-

menden Schüler vorläufig aufzuteilen. Anläßlich der Erstellung des

Rechnungsabschlusses (§ 48 Abs. 3) ist er endgültig nach dem Ver-

hältnis der zum 1. Jänner eingeschriebenen Schüler aufzuteilen.

(3a) Der Schulaufwand ganztägiger Schulformen ist zu teilen

nach Unterricht und Tagesbetreuung. Bei fehlendem Überein-

kommen sind die Kosten der Tagesbetreuung im Verhältnis der

Anzahl der angemeldeten Schüler zur Anzahl der aus der beteilig-

ten Gemeinde stammenden Schüler aufzuteilen.

(4) Die Aufteilung des in den außerordentlichen Voranschlag auf-

genommenen Schulaufwandes ist vorerst durch ein Übereinkom-

men der beteiligten Gemeinden anzustreben. Kommt ein solches

Übereinkommen nicht zustande, sind der Aufteilung sowohl die

Schülerzahl nach dem Durchschnitt der letzten drei Jahre als auch

die Finanzkraft zu gleichen Teilen zugrunde zu legen.13
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Die Finanzkraft einer Gemeinde wird aus den für die Gemeinde im

laufenden Jahr zu erwartenden

� Erträgen der ausschließlichen Gemeindeabgaben ohne die

Gebühren für die Benützung von Gemeindeeinrichtungen und

-anlagen und ohne die Interessentenbeiträge von Grund-

stückseigentümern und Anrainern und

� Ertragsanteilen an den gemeinschaftlichen Bundesabgaben

ohne Spielbankenabgabe

ermittelt. Als Berechnungsgrundlage für die Ermittlung der

Finanzkraft sind vorläufig geschätzte Beträge zugrunde zu legen.

Dabei sind alle Umstände zu berücksichtigen, die für die Schät-

zung von Bedeutung sind (z.B. Erträge an ausschließlichen

Gemeindeabgaben in den Vorjahren, Prognosen über künftige

Entwicklung der Gemeindeertragsanteile).

Falls nur Teile einer Gemeinde dem Schulsprengel angehören, ist

die Finanzkraft im Verhältnis der Einwohnerzahl dieses Gebiets-

teiles zur Einwohnerzahl im gesamten Gemeindegebiet heranzu-

ziehen. Die Einwohnerzahl bestimmt sich nach dem für den

jeweiligen Finanzausgleich von der Bundesanstalt Statistik Öster-

reich zuletzt festgestellten und kundgemachten Ergebnis der

Statistik des Bevölkerungsstandes oder der Volkszählung zum

Stichtag 31. Oktober.

(5) Liegt ein gemeinsamer Schulaufwand mehrerer gesetzlicher

Schulerhalter vor und können sich diese bis zur Erstellung des

Voranschlages über die Aufteilung der Kosten nicht einigen, so ist

das Aufteilungsverhältnis auf Antrag einer beteiligten Gemeinde

von der nach der Sitzgemeinde zuständigen Bezirksverwaltungs-

behörde durch Bescheid festzusetzen.

§ 47

Übereinkommen

(1) Die beteiligten Gemeinden können über die Deckung des in

den ordentlichen und außerordentlichen Voranschlag aufgenomme-

nen Schulaufwandes Übereinkommen treffen.

(2) Übereinkommen gemäß Abs. 1 sind der nach der Sitzge-

meinde zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde anzuzeigen.

§ 48

Vorschreibung und Einhebung der Schulerhaltungsbeiträge

und Schulumlagen

(1) Der Bürgermeister der Schulsitzgemeinde – der Obmann der

Schulgemeinde jedoch nach Anhören des Schulausschusses – 14
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hat bis 20. Oktober den Voranschlag über den Schulaufwand des

folgenden Kalenderjahres zu erstellen, die auf die beteiligten

Gemeinden entfallenden Schulerhaltungsbeiträge und Schulum-

lagen zu ermitteln und bis 1. November den beteiligten Gemein-

den mit Bescheid den Voranschlag bekanntzugeben sowie die

Schulerhaltungsbeiträge und Schulumlagen vorzuschreiben.

(2) Die Schulerhaltungsbeiträge und Schulumlagen gemäß Abs. 1

sind in vier gleichen Teilen zum 1. Jänner, 1. April, 1. Juli und

1. Oktober zu leisten.

(3) Binnen drei Monaten nach Ablauf des Kalenderjahres ist vom

Bürgermeister der Schulsitzgemeinde (Obmann der Schulge-

meinde) der Rechnungsabschluß zu erstellen und den beteiligten

Gemeinden mit Bescheid bekanntzugeben. In diesem Bescheid

sind allfällige Nachforderungen oder Gutschriften mit Berücksichti-

gung einer Aufteilung nach § 46 Abs. 3 zweiter Satz auszuweisen.

(4) Nachforderungen sind binnen einem Monat zu entrichten, Gut-

schriften anläßlich der folgenden Fälligkeitstermine (Abs. 2) zu

berücksichtigen.

§ 49

Schulaufwand für Sonderschulen und selbständige

Polytechnische Schulen des Landes

Den Schulaufwand für Sonderschulen und selbständige Polytech-

nische Schulen des Landes hat das Land als gesetzlicher Schul-

erhalter zu tragen.

§ 50

Sonstige Schulerhaltungsbeiträge

(1) Für Schüler, die gemäß § 8 Abs. 9 als sprengelangehörig gel-

ten, hat die Wohngemeinde den Schulerhaltungsbeitrag an den

gesetzlichen Schulerhalter zu leisten.

(2) Für die Bestimmung des Schulaufwandes, seine Aufteilung,

die Bekanntgabe des Schulerhaltungsbeitrages sowie die Rech-

nungslegung finden die §§ 44 bis 48 sinngemäß Anwendung.

§ 51

Schulerhaltungsbeiträge für zugewiesene Schüler

(1) Werden durch Anordnung des Bezirksschulrates Schü-

ler einer anderen Schule zum Besuch einzelner Unter-

richtsgegenstände zugewiesen, kann der gesetzliche Schul-14
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erhalter dieser Schule einen Schulerhaltungsbeitrag zur
Deckung des dadurch entstandenen Schulaufwandes von den
beteiligten Gemeinden einheben.

(2) Für die Bestimmung des Schulaufwandes, seine Aufteilung,
die Bekanntgabe des Schulerhaltungsbeitrages sowie die Rech-
nungslegung finden die §§ 44 bis 48 sinngemäß Anwendung.

§ 52
Schulerhaltungsbeiträge für sprengelfremde Schüler

(1) Die Aufnahme eines dem Schulsprengel nicht angehörenden
Schulpflichtigen kann vom gesetzlichen Schulerhalter der um die
Aufnahme ersuchten Schule verweigert werden, wenn die Wohn-
gemeinde des sprengelfremden Schülers keine Verpflichtungser-
klärung zur Leistung eines Schulerhaltungsbeitrages abgibt.

(2) Der Schulerhaltungsbeitrag darf die Höhe der auf den einzel-
nen Schüler anteilsmäßig entfallenden Kosten des Schulaufwan-
des nicht übersteigen. Überschreitet jedoch die Anzahl der
sprengelfremden die der sprengelangehörigen Schüler, darf der
Schulerhaltungsbeitrag bis zum doppelten Ausmaß des Schulauf-
wandes nach Maßgabe der wirtschaftlichen Erfordernisse erhöht
werden.

(3) Kommt die Wohngemeinde ihrer Verpflichtung auf Grund einer
abgegebenen Verpflichtungserklärung nicht nach, kann der
gesetzliche Schulerhalter die Einbringung der Leistung im Verwal-
tungswege (§ 54) veranlassen.

(4) Für die Bestimmung des Schulaufwandes, seine Aufteilung,
die Bekanntgabe des Schulerhaltungsbeitrages sowie die Rech-
nungslegung finden die §§ 44 bis 48 sinngemäß Anwendung.

§ 53
Schulerhaltungsbeiträge für sonstige

sprengelangehörige Schüler

(1) Für Schüler, die auf Grund einer Maßnahme der Jugendwohl-
fahrt im Schulsprengel wohnen und deren ordentlicher Wohnsitz
außerhalb des Schulsprengels gelegen ist, hat die Gemeinde des
ordentlichen Wohnsitzes den Schulerhaltungsbeitrag zu leisten.

(2) Ist eine nach Abs. 1 verpflichtbare Gemeinde nicht festzustel-
len, so kann das Land den Schulerhaltungsbeitrag leisten.

(3) Für die Bestimmung des Schulaufwandes, seine Aufteilung,
die Bekanntgabe des Schulerhaltungsbeitrages sowie die Rech-
nungslegung finden die §§ 44 bis 48 sinngemäß Anwendung. 15
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§ 54
Einbringung der Schulerhaltungsbeiträge und

Schulumlagen

Rückständige Schulerhaltungsbeiträge, Schulumlagen und Bei-
träge gemäß §§ 40 Abs. 3 und 45 sind im Verwaltungswegeeinzu-
bringen.

§ 55
Rechtsmittel

Gegen Entscheidungen der Bezirksverwaltungsbehörde steht
jeder beteiligten Gemeinde (Schulgemeinde) binnen zwei
Wochen die Berufung an die Landesregierung zu.

III. Hauptstück
Berufsbildende öffentliche Pflichtschulen

(Berufsschulen)

Abschnitt I
Gemeinsame Bestimmungen

§ 56
Aufbau

Die Berufsschulen umfassen soviele Schulstufen (Schuljahre),
wie es der Dauer des Lehrverhältnisses (Ausbildungsverhältnis-
ses im Sinne des § 30 Berufsausbildungsgesetz, BGBl.
Nr. 142/1969 in der Fassung BGBl.Nr. 232/1978) entspricht,
wobei jeder Schulstufe – soweit es die Schülerzahl zuläßt – eine
Klasse zu entsprechen hat. Bei zu geringer Schülerzahl können
mehrere Schulstufen in einer Klasse zusammengefaßt werden.
Solche Klassen sind in Abteilungen zu gliedern, wobei eine Abtei-
lung eine oder mehrere – in der Regel aufeinanderfolgende –
Schulstufen zu umfassen hat.

§ 57
Organisationsformen

(1) Die Berufsschulen sind als Berufsschulen für einen oder meh-
rere Lehrberufe zu führen.15
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(2) Die Berufsschulen sind – bei gleichem Unterrichtsausmaß – zu
führen:

1. als ganzjährige Berufsschulen mit mindestens einem vollen
Schultag oder mindestens zwei halben Schultagen in der
Woche; oder

2. als lehrgangsmäßige Berufsschulen mit einem in jeder
Schulstufe mindestens acht – in Schulstufen, die einem
halben Jahr des Lehrverhältnisses entsprechen, mindestens
vier – Wochen dauernden Unterricht; die dem halben Jahr
des Lehrverhältnisses entsprechende Unterrichtszeit kann
auf die vorhergehenden Schulstufen aufgeteilt werden; bei
erheblichen organisatorischen Schwierigkeiten kann ein
Lehrgang auf mindestens fünf Wochen verkürzt werden,
sofern die in dieser Schulstufe dadurch entfallenden Unter-
richtsstunden auf die übrigen Schulstufen aufgeteilt werden;
oder

3. als saisonmäßige Berufsschulen mit einem auf eine be-
stimmte Jahreszeit zusammengezogenen Unterricht.

(3) SofernderUnterrichtanganzjährigenBerufsschuleneinenTag
in der Woche überschreitet, darf der den einen Tag in der Woche
überschreitende Unterricht zur Gänze oder teilweise blockmäßig
geführt werden.

(4) An den lehrgangsmäßigen Berufsschulen kann der Landes-
schulrat anläßlich der Festlegung des Beginnes und Endes des
Lehrganges gemäß § 5 Abs. 4 des NÖ Schulzeitgesetzes,
LGBl. 5015, eine Unterbrechung des Lehrganges anordnen. Im
Falle einer Unterbrechung ist die volle Gesamtdauer des lehrplan-
mäßig vorgesehenen Unterrichtes anzustreben; keinesfalls darf
die im Lehrplan vorgesehene Zahl der Unterrichtsstunden für die
jeweilige Schulstufe um mehr als ein Zehntel unterschritten wer-
den.

§ 58
Voraussetzung für die Errichtung

(1) Berufsschulen haben unter Bedachtnahme auf eine für die
Schulführung erforderliche Mindestschülerzahl von 30 Schülern in
solcher Zahl und an solchen Orten zu bestehen, dass alle der
Berufsschulpflicht unterliegenden Personen eine ihrem Lehrberuf
entsprechende Berufsschule bei einem ihnen zumutbaren Schul-
weg besuchen können. 16
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(2) Nach Maßgabe des Bedarfes haben Berufsschulen entweder
als ganzjährige Berufsschulen oder, erforderlichenfalls unter An-
gliederung eines Schülerheimes, als lehrgangsmäßige Berufs-
schulen oder als saisonmäßige Berufsschulen zu bestehen.

(3) WenndieVoraussetzungenfür dasBesteheneineröffentlichen
Berufsschule für einen Lehrberuf (eine Lehrberufsgruppe) nicht
gegeben sind, können unter Bedachtnahme auf eine für die Schul-
führung erforderliche Mindestschülerzahl Berufsschulklassen für
bestimmte Lehrberufe oder Lehrberufsgruppen einer anderen
öffentlichen Berufsschule angeschlossen werden.

§ 59
Schulsprengel

(1) Für die Sprengelangehörigkeit eines Lehrlings ist der Standort
des Gewerbebetriebes (Betriebsstandort), in dem der Lehrling
beschäftigt ist, maßgebend. Ist der Lehrling länger als sechs
Wochen außerhalb des Betriebsstandortes beschäftigt, kann er
vom Gewerblichen Berufsschulrat der für den neuen Beschäfti-
gungsort zuständigen Berufsschule zugewiesen werden.

(2)Für die lehrgangsmäßigenBerufsschulen ist derSchulsprengel
das Bundesland Niederösterreich oder ein Teil desselben; in die-
sem Fall haben die Sprengel lückenlos aneinander zu grenzen.

(3) Die Aufnahme eines dem Schulsprengel nicht angehörenden
Schulpflichtigen kann vom gesetzlichen Schulerhalter der um die
Aufnahme ersuchten Schule verweigert werden. Die Aufnahme ist
zu verweigern,wenn dadurch die Klassenschülerhöchstzahlüber-
schritten oder eine Klassenteilung eintreten würde oder wenn die
Lehrbetriebsgemeinde sich nicht verpflichtet, den Schulerhal-
tungsbeitrag zu leisten.

(4) Die Bestimmungen des § 52 Abs. 2 bis 4 sind mit der Maßgabe
anzuwenden, dass an die Stelle der Wohngemeinde die Lehr-
betriebsgemeinde tritt.

(5) Für die Aufnahme nicht schulpflichtiger Personen gelten sinn-
gemäß die Bestimmungen des Abs. 3 mit der Maßgabe, dass der
höchstens kostendeckende Beitrag anstelle von der Lehrbetriebs-
gemeinde von der Wohngemeinde zu leisten ist.16
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§ 60

Lehrer

(1) Der Unterricht in den Berufsschulklassen ist durch Fachlehrer

zu erteilen.

(2) Für jede Berufsschule sind ein Leiter, nach Maßgabe der

dienstrechtlichen Vorschriften auch ein Stellvertreter des Leiters

sowie die erforderlichen weiteren Lehrer zu bestellen. Für die

Bestellung des Schulleiters ist die Niederösterreichische Landes-

lehrerkommission für berufsbildende Pflichtschulen zuständig.

(3) § 19 Abs. 3 findet sinngemäß Anwendung.

16a
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§ 61

Klassenschülerzahl

Die Klassenschülerzahl an der Berufsschule darf 25 nicht über-

schreiten und soll 20 nicht unterschreiten; Ausnahmen aus beson-

deren Gründen (z.B. zur Erhaltung der Verfachlichung oder zur

Aufnahme der Berufsschulpflichtigen) bedürfen der Bewilligung

des Landesschulrates, welcher den gesetzlichen Schulerhalter

anzuhören hat.

§ 61a

Unterricht in Schülergruppen

Der Unterricht kann

1. in den sprachlichen Unterrichtsgegenständen statt für die

gesamte Klasse in zwei Schülergruppen erteilt werden, wobei

keine Schülergruppe wenigerals zehn Schüler umfassen darf;

2. in den praktischen Unterrichtsgegenständen statt für die

gesamte Klasse in Schülergruppen erteilt werden, wobei keine

Schülergruppe weniger als acht Schüler umfassen darf, und

nicht mehr als zehn Schüler umfassen soll; eine Unterschrei-

tung dieser Anzahl aus Sicherheitsgründen kann vom Landes-

schulrat genehmigt werden;

3. in den Unterrichtsgegenständen

� Fachzeichnen, soweit konstruktive oder gestalterische

Tätigkeiten (z.B. Modellieren) damit verbunden sind

� der Kundenberatung und Verkaufsförderung

� Warenkunde für Schüler unterschiedlicher Fachbereiche

� in denen lehrplanmäßig der regelmäßige Einsatz von

EDV-Anlagen

� und Textverarbeitungsgeräten erfolgt

statt für die gesamte Klasse in zwei Schülergruppen erteilt wer-

den, wobei keine Schülergruppe weniger als zehn Schüler

umfassen darf.

§ 61b

Unterricht in Schülergruppen nach Leistungsgruppen

In den Pflichtgegenständen im Bereich des betriebswirtschaft-

lichen und fachtheoretischen Unterrichts können im Hinblick auf

die Leistungsgruppen bei mindestens 20 Schülern zwei Schüler-

gruppen, bei mindestens 40 Schülern drei Schülergruppen 17
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gebildet werden. An ganzjährigen und saisonmäßigen Berufs-

schulen dürfen bei 2 oder 3 Parallelklassen höchstens 4 Schüler-

gruppen, bei 4 Parallelklassen höchstens 6 Schülergruppen, bei

5 Parallelklassen höchstens 7 Schülergruppen gebildet werden

und darf ab 6 Parallelklassen die Anzahl der Schülergruppen die

Anzahl der Parallelklassen um nicht mehr als 2, ab 10 Parallel-

klassen um nicht mehr als 3, ab 15 Parallelklassen um nicht mehr

als 4 und ab 20 Parallelklassen um nicht mehr als 5 übersteigen;

hiebei gelten als Parallelklassen alle Klassen für einen Lehrberuf

oder eine Gruppe von Lehrberufen auf einer Stufe. An lehrgangs-

mäßigen Berufsschulen darf die Anzahl der Schülergruppen die

Anzahl der Parallelklassen um nicht mehr als 1, ab 6 Parallelklas-

sen um nicht mehr als 2, ab 11 Parallelklassen um nicht mehr als 3

und ab 16 Parallelklassen um nicht mehr als 4 übersteigen; dabei

gelten als Parallelklassen die Klassen für einen Lehrberuf oder

eine Gruppe von Lehrberufen eines Lehrganges auf einer Stufe.

Abschnitt II

Schülerheime

§ 62

Errichtung

(1) Schülerheime, die ausschließlich oder vorwiegend für Schüler

von Berufsschulen bestimmt sind, können entweder selbständig

oder im organisatorischen Zusammenhang mit einer Berufs-

schule bestehen.

(2) Gesetzliche Schülerheimerhalter sind jene gesetzlichen

Schulerhalter, die nach den Bestimmungen dieses Gesetzes zur

Errichtung, Erhaltung und Auflassung der Berufsschule verpflich-

tet sind, denen das Schülerheim dient.

(3) § 39 Abs. 1, 3 und 6 findet sinngemäß auf die für Berufsschulen

bestimmten Schülerheime Anwendung.

§ 63

Erhaltung

Zur Bestreitung der Kosten (Unterbringung, Verpflegung und

Betreuung) der in einem Schülerheim untergebrachten Schüler

hat der gesetzliche Heimerhalter von den Beitragspflichtigen

einen kostendeckenden Beitrag einzuheben. Beitragspflichtig

sind jene Personen, die für den Unterhalt des Schülers aufzukom-

men haben. Eine durch andere Rechtsvorschriften begründete

Leistungspflicht bleibt unberührt.17
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Abschnitt III
Schulerhaltung

§ 64
Schulaufwand

(1) Die Kosten der Schulerhaltung stellen den Schulaufwanddar.

(2) Der Schulaufwandist durch Schulerhaltungsbeiträgeund Lern-
und Arbeitsmittelbeiträge (§ 11 Abs. 6 und 7) zu decken.

17a
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(3) Zum Schulaufwand gehören insbesondere die Kosten

1. des Erwerbes von Schulbauplätzen,

2. des Neu-, Zu- und Umbaues von Schulgebäuden, zur
Schule gehörender Nebengebäude, der Schulleiterwoh-
nungen, von Schülerheimen, Schulbädern, Schulwart-
wohnungen, Turn- und Spielplätzen sowie sonstigen
Schulliegenschaften,

3. der Anschaffung der Schuleinrichtung,

4. der Instandsetzung der Schulgebäude, der dazugehöri-
gen Nebengebäude und sonstiger Schulliegenschaften
sowie bestehender Schülerheime,

5. der Instandsetzung (Ergänzung) der Schuleinrichtung,

6. der Anschaffung und Instandsetzung der Lehrmittel und
sonstiger Unterrichtsbehelfe,

7. der Beistellung von Schulbüchern und von anderen Lern-
mitteln,

8. der Trinkwasserversorgung, Beheizung, Beleuchtung
und Reinigung einschließlich des hiefür erforderlichen
Personals,

9. der Einrichtung und Ergänzung der Schüler- und Lehrer-
bücherei,

10. des Versandes und der Verleihung von audiovisuellen
Lehrmitteln,

11. des Betriebes eines bestehenden Schülerheimes oder
Schulbades,

12. der Amtserfordernisse der Schule wie Kanzleibedarf,
Vorschriftensammlungen, Formulare, Amtsschriften,
Post- und Fernsprechgebühren und dergleichen,

13. des schulärztlichen Dienstes,

14. der Verzinsung und Tilgung eines für die Bestreitung des
Schulsachaufwandes aufgenommenen Darlehens,

15. für das notwendige Kanzlei- und Werkstättenpersonal.

§ 65
Schulerhaltungsbeiträge

(1) Zur Deckung des Schulaufwandes hat der gesetzliche Schul-
erhalter von den beteiligten Lehrbetriebsgemeinden des Schul-
sprengels Schulerhaltungsbeiträge einzuheben. 18
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(2) Der Berechnung der Schulerhaltungsbeiträge ist der durch
andere Einnahmen für Schulzwecke (Subventionen, Schenkun-
gen etc.) nicht gedeckte Schulaufwand zugrundezulegen.

(3) Lehrbetriebsgemeinde ist jene zum Schulsprengel gehörende
Gemeinde, in der sich der Betriebsstandort des Lehrlings
befindet.

(4) Die Schulerhaltungsbeiträge bei ganzjährigen und saisonmä-
ßigen Berufsschulen sind nach der Zahl der jeweils am 1. Februar
des laufenden Jahres in den einzelnen Lehrbetriebsgemeinden
beschäftigten berufsschulpflichtigen Lehrlinge aufzuteilen. Den
Aufwand für die Errichtung und Instandhaltung der Lehrwerk-
stätten an diesen Berufsschulen sowie die Beistellung der Lehr-
und Lernmittel hat das Land zu tragen.

(5) Die Schulerhaltungsbeiträge bei lehrgangsmäßigen Berufs-
schulen sind nach der Zahl der Lehrgangsteilnehmer, die inner-
halb des Schuljahres die lehrgangsmäßigen Berufsschulen
besucht haben, auf die zum Schulsprengel gehörenden Lehrbe-
triebsgemeinden aufzuteilen. Den Aufwand für die Instandhaltung
und Ergänzung der Lehrmittel, die Beiträge für die audiovisuellen
Lehrmittel und die Erhaltung der Schüler- und Lehrerbücherei hat
das Land zu tragen.

§ 66
Vorschreibung und Einhebung der Schulerhaltungsbeiträge

(1) Der gesetzliche Schulerhalter hat den beteiligten Gemeinden
innerhalb von vier Monaten nach Ablauf des Schuljahres die
Schulerhaltungsbeiträge mit Bescheid vorzuschreiben. Für die
Leistung ist eine angemessene Frist festzusetzen.

(2) Die nach § 65 Abs. 4 errechneten Schulerhaltungsbeiträge
sind vom Land vorzuschreiben.

(3) Die nach § 65 Abs. 5 errechneten Schulerhaltungsbeiträge
sind vom Gewerblichen Berufsschulrat vorzuschreiben.

§ 67
Rechtsmittel

Den beteiligten Gemeinden steht gegen die Vorschreibung
gemäß § 66 Abs. 3 die Berufung an die Landesregierung zu.18
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§ 68

Einbringung der Schulerhaltungsbeiträge

Für die Einbringung rückständiger Schulerhaltungsbeiträge

gilt § 54 sinngemäß.

Abschnitt IV

Gewerblicher Berufsschulrat

§ 69

Gewerblicher Berufsschulrat

Nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen ist ein Gewerbli-

cher Berufsschulrat einzurichten.

§ 70

Aufgaben

Dem Gewerblichen Berufsschulrat obliegt die Besorgung der Auf-

gaben, die dem Land als gesetzlicher Schulerhalter gemäß § 3

Abs. 1 Z. 1 für die Berufsschulen zukommen, ausgenommen:

1. die Errichtung und Auflassung von Schulen und

2. die Besorgung der mit der Errichtung dieser Schulen ver-

bundenen baulichen Aufgaben.

§ 71

Organe

Organe des Gewerblichen Berufsschulrates sind das Kollegium

und der Obmann (Obmannstellvertreter).

§ 72

Kollegium

(1) Dem Kollegium gehören als Mitglieder an:

1. mit beschließender Stimme:

a) soviele Vertreter, als jeweils Mitglieder für die Landes-

regierung vorgesehen sind. Diese Vertreter sind nach

dem Stärkeverhältnis der Parteien im Landtag zu bestel-

len,

b) ein vom Landesschulrat für Niederösterreich bestellter

Vertreter, 19
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c) drei von der Wirtschaftskammer Niederösterreich

bestellte Vertreter,

d) ein vom Wirtschaftsförderungsinstitut der Wirtschafts-

kammer Niederösterreich bestellter Vertreter,

e) drei von der Kammer für Arbeiter und Angestellte für

Niederösterreich bestellte Vertreter,

f) ein vom NÖ Berufsförderungsinstitut bestellter

Vertreter,

g) zwei von der Personalvertretung der Berufsschullehrer

bestellte Vertreter;

2. mit beratender Stimme:

a) die Landesschulinspektoren für die Berufsschulen

sowie die Berufsschulinspektoren,

b) je ein vom Zentral-Arbeitsinspektorat und vom Arbeits-

marktservice Niederösterreich bestellter Vertreter,

c) der Amtsleiter des Gewerblichen Berufsschulrates.

(2) Die Mitglieder gemäß Abs. 1 Z. 1 müssen in den Landtag wähl-

bar sein. Für die Mitglieder sind in gleicher Weise und in gleicher

Anzahl Ersatzmitglieder zu bestellen. Im Verhinderungsfall hat

sich ein Mitglied durch ein Ersatzmitglied vertreten zu lassen, das

von derselben Organisation (Partei, Behörde, Institut oder

Interessensvertretung) nominiert oder entsendet ist wie das zu

vertretende Mitglied. Die Landesschulinspektoren für die Beruf-

schulen, die Berufschulinspektoren und der Amtsleiter des

Gewerblichen Berufsschulrates werden durch ihre Vertreter nach

den jeweiligen Organisationsvorschriften vertreten.

(3) Werden Mitglieder gemäß Abs. 1 Z. 2 zu Mitgliedern gemäß

Abs. 1 Z. 1 bestellt, so ruhen auf die Dauer der Bestellung ihre

Rechte als Mitglieder mit beratender Stimme.

(4) Die Mitglieder (Ersatzmitglieder) sind für die Dauer der Gesetz-

gebungsperiode des Landtages zu bestellen. Sie haben jedoch

ihre Obliegenheiten auch nach Beendigung der Gesetzgebungs-

periode des Landtages bis zur Konstituierung des neuen

Kollegiums wahrzunehmen.

(5) Die Bestellung der Mitglieder hat so rechtzeitig zu erfolgen,

dass die Konstituierung des Kollegiums innerhalb von drei Mona-

ten nach Einberufung des neuen Landtages erfolgen kann.19
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(6) Wird das Recht zur Bestellung oder Nachbestellung

eines Mitgliedes gemäß Abs. 1 Z. 1 nicht rechtzeitig

ausgeübt (Abs. 5 und § 73 Abs. 2), dann hat die Landesre-

gierung die noch fehlenden Mitglieder ohne weitere Bindung,

jedoch unter Bedachtnahme auf die vom Gewerblichen Berufs-

schulrat zu besorgenden Aufgaben, zu bestellen.

(7) Die Konstituierung des Kollegiums obliegt der Landesregie-

rung. Dabei führt jenes Mitglied der Landesregierung den Vorsitz,

das nach der Geschäftsverteilung der Landesregierung mit den

Angelegenheiten der gewerblichen und kaufmännischen Berufs-

schulen betraut ist.

§ 73

Erlöschen der Mitgliedschaft

(1) Die Mitgliedschaft (Ersatzmitgliedschaft) erlischt

1. durch Tod,

2. durch Verzicht, der dem Obmann, und sofern dieser eine

Verzichtserklärung abgibt, dem Obmannstellvertreter

gegenüber schriftlich zu erklären ist,

3. durch Widerruf der Bestellung oder

4. durch Verlust der Wählbarkeit.

(2) In den Fällen des Abs. 1 ist unter Berücksichtigung des § 72

unverzüglich eine Nachbestellung vorzunehmen.

§ 74

Rechte und Pflichten der Mitglieder

(1) Die Mitglieder (Ersatzmitglieder) sind zur Gewissenhaftigkeit

und Unparteilichkeit verpflichtet.

(2) Mitglieder, die nicht Abgeordnete einer gesetzgebenden

Körperschaft oder Bedienstete einer Gebietskörperschaft oder

einer Interessensvertretung sind, sowie der Obmann und der

Obmannstellvertreter haben Anspruch auf ein dem Zeit- und

Arbeitsaufwand entsprechendes Sitzungsgeld, dessen Höhe von

der Landesregierung durch Verordnung festzusetzen ist.

(3) Die Mitglieder haben Anspruch auf Reisekostenvergütung und

Reisezulage nach den Bestimmungen der Landes-Reisegebüh-

renvorschrift für die NÖ Landesbeamten (DPL 1972, LGBl. 2200). 20
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§ 75

Aufgaben des Kollegiums

(1) Dem Kollegium obliegt die Besorgung der Aufgaben gemäß

§ 70, soweit im folgenden nicht anderes bestimmt wird;

insbesondere

1. die Wahl des Obmannes, des Obmannstellvertreters,

des Schriftführers und des Schriftführerstellvertreters,

2. die Beschlußfassung über den Voranschlag nach Maß-

gabe der im Voranschlag für das Land Niederösterreich

für das jeweilige Haushaltsjahr vorgesehenen finanziel-

len Mittel (§ 81) sowie über den Rechnungsabschluß des

Gewerblichen Berufsschulrates,

3. die Ausübung des Anhörungsrechtes, des Rechtes zur

Abgabe von Stellungnahmen und Gutachten sowie des

Vorschlags- und Entsendungsrechtes, und

4. die Beschlußfassung über die Geschäftsordnung.

(2) Das Kollegium kann mit Zustimmung der Landesregierung die

Besorgung einzelner bestimmter Aufgaben gemäß § 70 aus Grün-

den der Zweckmäßigkeit, Raschheit und Einfachheit des Verfah-

rens sowie der Kostenersparnis dem Obmann übertragen. Die

Übertragung ist im Landesgesetzblatt kundzumachen.

§ 76

Obmann

(1) Der Obmann und der Obmannstellvertreter sind aus den Mit-

gliedern gemäß § 72 Abs. 1 Z. 1 mit einfacher Stimmenmehrheit

zu wählen.

(2) Dem Obmann obliegt

1. die Vertretung des Gewerblichen Berufsschulrates nach

außen,

2. der Vorsitz im Kollegium,

3. die Einberufung des Kollegiums zu Sitzungen und die

Erstellung der Tagesordnung,

4. die Vollziehung der Beschlüsse des Kollegiums,

5. die Besorgung der regelmäßig vorkommenden Verwal-

tungsaufgaben,

6. die Besorgung jener Aufgaben, die ihm gemäß § 75

Abs. 2 übertragen wurden.20
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(3) Erachtet der Obmann einen Beschluß des Kollegiums für ge-
setzwidrig, so hat er vor dessen Durchführung unverzüglich die
Entscheidung der Landesregierung einzuholen, ob der Beschluß
zu vollziehen ist.

(4) In dringenden Fällen, die einen Aufschub bis zur nächsten
Sitzung des Kollegiums nicht zulassen, hat der Obmann auch Auf-
gaben des Kollegiums zu besorgen und diesem hierüber unver-
züglich zu berichten.

(5) Der Obmann ist im Falle seiner Verhinderung durch den Ob-
mannstellvertreter zu vertreten.

(6) Der Obmann hat vor Erstellung der Tagesordnung und Erledi-
gung gemäß Abs. 4 den Obmannstellvertreter anzuhören.

§ 77
Amt des Gewerblichen Berufsschulrates

Die Geschäfte des GewerblichenBerufsschulrates sind durch das
Amt des Gewerblichen Berufsschulrates zu besorgen. Vorstand
des Amtes ist der Obmann. Zur Leitung des inneren Dienstes des
Amtes des Gewerblichen Berufsschulrates ist von der Landes-
regierung ein rechtskundiger Verwaltungsbeamter als Amtsleiter
zu bestellen.

§ 78
Geschäftsführung

(1) Die Sitzungen des Kollegiums werden vom Obmann unter Be-
kanntgabe der Tagesordnung einberufen. Die Einladung hat min-
destens zwei Wochen vorher nachweislich zu erfolgen. Wenn es
mindestens ein Drittel der Mitglieder gemäß § 72 Abs. 1 Z. 1 ver-
langt, hat der Obmann das Kollegium zu einer Sitzung für einen
Zeitpunkt innerhalb eines Monates ab Zustellung des Ersuchens
einzuberufen.

(2) Das Kollegium ist beschlußfähig, wenn alle Mitglieder eingela-
den wurden und mindestens die Hälfte der Mitglieder gemäß § 72
Abs. 1 Z. 1 sowie der Obmann oder in seiner Verhinderung der
Obmannstellvertreter anwesend sind. Dies gilt auch für Wahlen.

(3) Ist die zur Beschlußfassung erforderliche Mitgliederzahl nicht
erreicht, so kann innerhalb von zwei Wochen eine neuerliche
Sitzung einberufen werden, die bei Anwesenheit von wenigstens
fünf Mitgliedern und dem Obmann oder seinem Stellvertreter
beschlußfähig ist. Auf diese Rechtsfolge ist in der Einladung zur
zweiten Sitzung besonders hinzuweisen. In dieser Sitzung dürfen 21
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jedoch, wenn die Voraussetzungen nach Abs. 2 nicht erfüllt sind,
nur jene Beratungsgegenstände behandelt werden, die bereits
auf der Tagesordnung der ersten Sitzung waren.

(4) Das Kollegium faßt seine Beschlüsse mit einfacher Stimmen-
mehrheit der Anwesenden.

(5) Über die in der Sitzung des Kollegiums gefaßten Beschlüsse
und durchgeführten Wahlen ist vom Schriftführer eine Verhand-
lungsschrift zu führen, die vom Obmann, je einem Vertreter der
Parteien (§ 72 Abs. 1 Z. 1 lit.a) und vom Schriftführer zu unterferti-
gen ist.

(6) Der Schriftführer ist im Falle seiner Verhinderung durch den
Schriftführerstellvertreter zu vertreten. Der Schriftführer und der
Schriftführerstellvertreter sind aus den Mitgliedern gemäß § 72
Abs. 1 Z. 1 mit einfacher Stimmenmehrheit zu wählen.

(7) Die Sitzungen des Kollegiums sind nicht öffentlich. Der Ob-
mann kann den Sitzungen Auskunftspersonen beiziehen.

(8) Die näheren Bestimmungen über die Geschäftsführung trifft
eine Geschäftsordnung, die der Genehmigung der Landesregie-
rung bedarf. Die Genehmigung ist zu versagen, wenn die
Geschäftsordnung gesetzlichen Vorschriften widerspricht. Die
Geschäftsordnung ist im Landesgesetzblatt kundzumachen.

§ 79
Schriftliche Ausfertigungen

(1) Bescheide, Verträge, Urkunden und sonstige schriftliche Aus-
fertigungen sind vom Obmann oder dem von ihm ermächtigten
Amtsleiter zu unterfertigen.

(2) Über die Erteilung und den Widerruf der Ermächtigung
(Abs. 1) ist vom Obmann eine Niederschrift in zweifacher
Ausfertigung aufzunehmen, aus der der Umfang der
Ermächtigung sowie der Zeitpunkt des Beginnes oder des
Widerrufes der Ermächtigung ersichtlich sein müssen. Eine

21
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Ausfertigung der Niederschrift ist der Landesregierung vorzulegen.

§ 80

Instanzenzug und Aufsicht

Der Instanzenzug gegen Bescheide des Gewerblichen Berufs-

schulrates geht, sofern in anderen Rechtsvorschriften nicht ande-

res bestimmt ist, an die Landesregierung. Diese übt auch die in

den verfahrensgesetzlichen Bestimmungen vorgesehenen ober-

behördlichen Befugnisse aus.

§ 81

Aufwand

Den Aufwand für den Gewerblichen Berufsschulrat hat das Land

zu tragen.

IV. Hauptstück

Medienzentrum

§ 82

NÖ Medienzentrum (NÖ-Media)

(1) Die Landesregierung hat

1. zur Unterstützung der gesetzlichen Schulerhalter von allge-

meinbildenden Pflichtschulen hinsichtlich ihrer Verpflichtung

zur Beistellung von Bildungsmedien (§ 3 Abs 3),

2. zur pädagogisch-fachlichen Beratung der Schulen und Lehrer

hinsichtlich

a) eines effizienten Einsatzes von Medien,

b) der Gestaltung eigener Medien und des Einsatzes von

Präsentationstechnologien,

c) der Errichtung, Wartung und Betreuung informations-

technologischer und audiovisueller Mediensysteme und

d) der Medienerziehung

und

3. zur Unterstützung eines digitalen Distributionsdienstes von

Medien für allgemeinbildende Pflichtschulen ein NÖ Medien-

zentrum (NÖ-Media) am Sitz des Amtes der NÖ Landesregie-

rung und nach Bedarf Außenstellen einzurichten.

(2) Vor Errichtung des NÖ Medienzentrums und der Außenstellen

ist der Landesschulrat anzuhören.

(3) Die Kosten der Erhaltung (§ 2 Abs 4) des NÖ Medienzentrums

und der Außenstellen sind vorerst vom Land zu tragen und jährlich im

nachhinein auf die beteiligten gesetzlichen Schulerhalter nach der

Schülerzahl des letzten Schuljahres aufzuteilen (Medienbeitrag). 22
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(4) Das notwendige Personal des Medienzentrums und der

Außenstellen für Verwaltung, technischen Dienst und Medienbe-

reitstellung hat das Land auf seine Kosten beizustellen.

(5) Die Landesregierung hat auf Vorschlag des Landesschulrates

für das NÖ Medienzentrum und für die Außenstellen Leiter und

pädagogische Mitarbeiter zu bestellen. Die Leiter tragen für die

Dauer der Bestellung den Titel „Direktordes NÖ Medienzentrums“

bzw. „Direktor des Regional-Medienzentrums“ mit der Bezeich-

nung der Außenstelle.

(6) Berufsbildende Pflichtschulen, Schulen des Bundes, Privat-

schulen, Einrichtungen der Erwachsenenbildung und der

außerschulischen Jugenderziehung sowie sonstige Bildungsein-

richtungen können durch das Medienzentrum betreut werden. In

einem solchen Fall sind Vereinbarungen über die Höhe der zu

erstattenden Kosten auf der Grundlage des dadurch entstehen-

den Aufwandes abzuschließen.

(7) Das NÖ Medienzentrum (NÖ Media) tritt als Gesamtrechtsnach-

folger in sämtliche Rechte und Pflichten der Landesbildstelle ein.

V. Hauptstück

Schulbau

§ 83

Unterbringung von Schulen

Schulen sind in Gebäuden unterzubringen, die ausschließlich

Schulzwecken dienen. Ausnahmen bedürfen der Bewilligung der

Landesregierung, die vorher den Landesschulrat zu hören hat.

§ 84

Schulliegenschaft

Die Schulliegenschaft muss so groß sein, dass darauf das Schul-

gebäude mit einem entsprechend großen Vorplatz, die erforder-

lichen Nebengebäude, Stellplätze und Pausenflächen sowie nach

Möglichkeit der Turn- und Spielplatz mit den erforderlichen

Anlagen errichtet werden können. Der Turn- und Spielplatz ist

möglichst nahe dem Schulgebäude anzulegen.

§ 85

Schulbauplatz, Raum- und Lehrmittelerfordernis

(1) Die Feststellung der Eignung einer Liegenschaft als Bauplatz

für ein zu erbauendes Schulgebäude oder ein zur Schule gehö-

rendes Nebengebäude, sowie die Ermittlung des Raumerforder-

nisses obliegen der Landesregierung. Diese hat vor ihrer

Entscheidung ein Gutachten der Schulkommission (Abs. 2) einzu-

holen; die Schulkommission hat vor Erstattung ihres Gutachtens

einen Augenschein vorzunehmen.22

5
0
0
0
–
2
1



(2) Der Schulkommission haben anzugehören:

1. Ein Vertreter der für die betreffende Schulart zuständigen
Abteilung des Amtes der Landesregierung als Vorsitzen-
der;

2. der Vorstand der zuständigen Bezirksverwaltungs-
behörde oder dessen Vertreter;

3. ein Vertreter des Landesschulrates, bei Berufsschulen
zusätzlich ein Vertreter des gewerblichen Berufsschul-
rates;

4. ein Bautechniker der zuständigen Abteilung des Amtes
der Landesregierung;

5. der zuständige Bezirksschulinspektor, bei Berufsschulen
der für das Berufsschulwesen zuständige Landesschul-
inspektor;

6. der zuständige Schulleiter.

(3) Sowohl zum Augenschein als auch zu den Beratungen der
Schulkommission sind der gesetzliche Schulerhalter, die Schul-
sitzgemeinde und der zuständige Dienststellenausschuss der
Landeslehrer an allgemeinbildenden Pflichtschulen zu laden.

(4) Jede öffentliche Pflichtschule hat die für einen ordentlichen
Betrieb erforderlichen Unterrichtsräume (wie Klassenzimmer,
Gruppenräume, Sonderunterrichtsräume, Turnsaal) und Neben-
räume (wie Leiterzimmer, Lehrerzimmer, Lehrmittelzimmer,
Umkleideräume) aufzuweisen.

(5) Jede öffentliche Pflichtschule ist mit jenen Lehrmitteln auszu-
statten, die für die lehrplanmäßige Abwicklung des Unterrichtes
notwendig sind.

§ 86
Bauliche Gestaltung und Ausstattung

(1) Schulgebäude sind in allen ihren Teilen nach dem jeweiligen
Stand der Pädagogik und der Technik und nach den statischen
und konstruktiven Erfordernissen so zu planen, zu errichten und
zu erhalten, dass sie für die Dauer ihres Bestandes den an bau-
liche Anlagen ihrer Art zustellenden Anforderungen entsprechen.

(2) Beim Bau, bei der Ausstattung und bei der Einrichtung von
Schulgebäuden ist jenen Baustoffen sowie Gegenständen der
Vorzug zu geben, die in Anschaffung, Erhaltung und Betrieb
wirtschaftlich sind und den Erkenntnissen der technischen 23
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Wissenschaften, einschließlich baubiologischer Aspekte, den
hygienischen, den pädagogischen und den lehrplanmäßigen
Erfordernissen sowie dem tatsächlichen Bedarf entsprechen.

(3) Der Bauplan zur Herstellung sowie zu jeder baulichen Umge-
staltung eines Schulgebäudes, dessen Nebengebäude oder son-
stiger Schull iegenschaften bedarf – unbeschadet der
baurechtlichen Vorschriften – der Genehmigung der Landesregie-
rung, die vorher den Landesschulrat zu hören hat.

(4) Schulen haben mit all jenen Räumlichkeiten ausgestattet zu
sein, die zur Erfüllung des Lehrplanes erforderlich sind. In jeder
Schule ist eine der Anzahl der Klassen entsprechende Zahl von
Unterrichts- und Nebenräumen vorzusehen. Die Anzahl der
Unterrichtsräume und insbesondere der Klassenzimmer richtet
sich nach der Schulart sowie nach der Zahl der Schüler in den
abgelaufenen 5 Schuljahren und derjenigen Schüler, die voraus-
sichtlich in den kommenden 5 Schuljahren die Schule besuchen
werden. Für jede Klasse ist ein eigenes Klassenzimmer vorzu-
sehen.

(5) Zusätzlich zu den Klassen- und Gruppenräumen sind grund-
sätzlich in Volksschulen ein Werkraum Textil, ein Werkraum
Technik und ein Sonderunterrichtsraum, in Hauptschulen ein
Werkraum Textil, ein Werkraum Technik, ein Physiksaal, eine
Schulküche, ein EDV-Raum und ein Sonderunterrichtsraum, in
Sonderschulen ein Werkraum Textil, ein Werkraum Technik, ein
Therapieraum und eine Schulküche, in Polytechnischen Schulen
ein EDV-Raum, ein Sonderunterrichtsraum und Werkstätten für
die Fachbereiche vorzusehen. In jeder Schulart ist weiters ein
Turnsaal entsprechend der Schulgröße vorzusehen.

(6) In allen Klassenräumen jener Pflichtschulen, an denen die
Mehrzahl der Schüler einem christlichen Religionsbekenntnis
angehört, ist ein Kreuz anzubringen.

(7) Als staatliche Symbole sind zumindest in jedem Klassenraum
das Bundeswappen und in jeder Schule je ein Bild des Bundes-
präsidenten und des Landeshauptmannes anzubringen.

§ 87
Fertigstellung, Verwendung und Widmung

(1) Gebäude, einzelne Räume, sonstige Liegenschaften oder Lie-
genschaftsteile dürfen für Schulzwecke nur in Verwendung
genommen werden, wenn der Schulerhalter die Fertigstellung der
Landesregierung angezeigthat und die Benutzungnicht innerhalb
einer Frist von 8 Wochen untersagt wird. Der Fertigstellungsan-
zeige ist ein aktueller Bestandsplan beizulegen. Bei nicht23
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bescheidgemäßer Ausführung oder festgestellten Mängeln kann
die Landesregierung nach Anhörung des Landeschulrates die
Verwendung binnen 8 Wochen nach Einlangen der Fertig-
stellungsanzeige untersagen oder eine angemessene Nachfrist
für die Fertigstellung bzw. Mängelbehebung setzen.

(2) Baulichkeiten und Liegenschaften, die für Schulzwecke gewid-
met sind, darf der gesetzliche Schulerhalter – von Katastrophen-
fällen abgesehen – einer, wenn auch nur vorübergehenden,
Mitverwendung für andere Zwecke nur zuführen, wenn dadurch
die Verwendung für Schulzwecke nicht beeinträchtigt wird.

(3) Der gesetzliche Schulerhalter kann die Widmung von Baulich-
keiten, Teilen davon, Liegenschaften und Liegenschaftsteilen für
Schulzwecke nur mit Bewilligung der Landesregierung aufheben.
Die Landesregierung hat die Aufhebung der Widmung von Amts
wegen anzuordnen, wenn die Baulichkeiten oder Liegenschaften
für Schulzwecke nicht mehr geeignet sind. Vor Erteilung der
Bewilligung bzw. vor Aufhebung von Amts wegen hat die
Landesregierung bei allgemeinbildenden Pflichtschulen den
Landesschulrat, bei berufsbildenden Pflichtschulen auch den
Gewerblichen Berufsschulrat anzuhören.

(4) Bei Auflassung einer Schule erlischt die Widmung der Baulich-
keiten und Liegenschaften für Schulzwecke.

§ 88
Klassenzimmer und Gruppenraum

(1) Für Klassenzimmer ist eine Raumgröße von mindestens 2 m²
pro Schüler vorzusehen, wobei die schulartspezifischen Klassen-
schülerhöchstzahlen heranzuziehen sind. Klassenzimmer sollen
demnach etwa 60 m², Gruppenräume etwa 40 m² groß sein.

(2) Die lichte Höhe der Klassenzimmer und Gruppenräume hat
mindestens 3 m zu betragen.

(3) In Klassenzimmern und Gruppenräumen dürfen Garderoben
nicht vorgesehen werden. 24
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§ 89
Turnsaal

(1) Für jeden Turnsaal müssen ein Geräteraum, die erforderliche
Anzahl an Dusch- und Umkleideräumen, ein Turnlehrerzimmer
mit Dusche, ein Raum für den Schularzt sowie zwei nach
Geschlechtern getrennte WC-Anlagen vorgesehen werden.

(2) Für die außerschulische Nutzung eines Turnsaales ist ein vom
Schulbetrieb getrennter Eingang vorzusehen, wobei das Betreten
des sonstigen Schulgebäudes durch schulfremde Personen zu
verhindern ist.

§ 90
Lehrerzimmer

Ein Lehrerzimmer muss mindestens 4 m² pro Lehrer aufweisen.

§ 91
Belichtung

(1) Die Gesamtfläche der lichten Fensteröffnungen (Architektur-
lichte) eines Unterrichtsraumes hat bei freier Lage mindestens ein
Siebentel, wird jedoch der natürliche Lichteinfall (z.B. durch Nach-
bargebäude) beschränkt, mindestens ein Fünftel der Fußboden-
fläche zu betragen.

(2) In Unterrichtsräumen dürfen grundsätzlich an der Tafelwand
keine Fenster angeordnet werden.

(3) Fenster in den Unterrichtsräumen sind mit Drehsperren auszu-
statten.

§ 92
Raumtemperatur

In Unterrichtsräumen soll während der Unterrichtszeit die Tempe-
ratur ungefähr 20 Grad Celsius, in Turnsälen ungefähr 17 Grad
Celsius betragen. Für eine ausreichende Luftfeuchtigkeit ist zu
sorgen.

§ 93
Schülerheime

Die Bestimmungen der §§ 83 bis 86 sind auf Schülerheime sinn-
gemäß anzuwenden.24
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VI. Hauptstück
Übergangs- und Schlußbestimmungen

§ 94
Übergangsbestimmungen

(1) Die auf Grund der bisher geltenden Rechtsvorschriften
errichteten allgemeinbildenden und berufsbildenden Schulen,
Schülerheime und Schulgemeinden sowie die festgesetzten
Schulsprengel gelten als im Sinne dieses Gesetzes errichtet und
festgesetzt.

(2) Der auf Grund der bisher geltenden Rechtsvorschriften einge-
richtete Gewerbliche Berufsschulrat gilt als im Sinne dieses
Gesetzes eingerichtet; die Organe gemäß § 71 sind binnen drei
Monaten ab Inkrafttreten dieses Gesetzes neu zu bestellen.

(3) Die auf Grund der bisher geltenden Rechtsvorschriften bestell-
ten Organe der Schulgemeinden gelten als im Sinne dieses
Gesetzes bestellt.

(4) Rechte und Pflichten bestehender gesetzlicher Schulerhalter
bleiben bis zur Neubildung erforderlicher Schulgemeinden nach
diesem Gesetz aufrecht; die Neubildung ist innerhalb eines Jah-
res nach Inkrafttreten dieses Gesetzes vorzunehmen.

§ 95
Aufhebung älteren Rechts

Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes treten außer Kraft:

1. das Pflichtschulorganisationsgesetz, LGBl.Nr. 288/1965, in
der Fassung des Gesetzes LGBl.Nr. 131/1967, und

2.

das NÖ Berufsschulerhaltungsgesetz 1957, LGBl.Nr. 87.
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